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Wohlfahrtsstaatliche Entwicklung in 
Ostmitteleuropa und das europaische 
Sozialmodell, 1945-1990 

Béla Tomka 

1. Einleitung 

Der Begriff „europaisches Sozialmodell" blickt in seiner breiten Verwen-
dung auf eine relatív kurze Geschichte zurück, die etwa Mitte der 1980er 
Jahre begonnen hat. Dies mag die Vielfalt der Interpretationen und die an-
haltende Intensitat der Diskussionen um seinen Inhalt erklaren - vielleicht 
konnten die bestehenden Kontroversen noch nicht ausgetragen werden und 
einem gemeinsamen Verstandnis Platz machen. Wahrscheinlicher ist aller-
dings, dass eher die grotöe Bedeutung und die Aktualitat der mit dem Begriff 
bezeichneten Probleme sowie die betrachtlichen methodischen Schwierig-
keiten bei deren Analyse eine solch intensive Diskussion ausgelöst habén. 
Jedenfalls bilden die Entwicklung und Aufrechterhaltung des europaischen 
Sozialmodells heute ein wichtiges Thema im europaischen politischen Dis-
kurs, und auch in den Sozialwissenschaften wird ihm ein immer gröfier wer-
dendes Interesse entgegengebracht. 

Der Begriff „europaisches Sozialmodell" (ESM) wird sowohl deskriptív 
als auch normatív benutzt. Die EU-Politiker berufen sich einerseits im de-
skriptíven Sinne auf ihn und wollen damit Unterschiede zwischen den EU-
Staaten und anderen hoch entwickelten Industrielandern wie den USA oder 
Japan herausstellen - so etwa Jacques Delors in den 1980er Jahren, als der 
Begriff sich auszubreiten begann. Im wissenschaftlichen Diskurs dient der 
Begriff zur Beschreibung der Besonderheiten der sozialen Entwicklung 
Westeuropas nach demZweiten Weltkrieg (Grahl/Teague 1997; Gough 1998; 
Crouch 1999; Kaelble 2000). Andererseits war die Karriere des ESM in der 
EU immer schon von einem normativen Aspekt begleitet, namlich dem An-
spruch, dass die Union ihren wohlfahrtsstaatlichen oder anderweitigen so-
zialen Charakter beizubehalten und in der Zukunft sogar zu verstarken habe. 
Diese Interpretation trat auch in der Delors'schen Begriffsverwendung deut-
lich zutage und ist selbst heute in den Erklarungen der EU-Kommissarin für 
Arbeit und Soziales noch klar zu erkennen (Diamantopoulou 2000). 

Das ESM verfugt dennoch über keine eindeutige und allgemein akzep-
tierte Defínition. Dem breitesten Verstandnis zufolge hat die erfolgreiche 
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Kombination des schnellen Wirtschaftswachstums und des sozialen Fort-
schritts in der Entwicklung der westeuropaischen Gesellschaften in der Nach-
kriegszeit zum ESM gefiihrt. Die Forschung betont in dieser Hinsicht vor 
allém das hohe Entwicklungsniveau des westeuropaischen Wohlfahrtsstaa-
tes, doch auch Aspekte der Arbeitsbeziehungen - z.B. die Institutionalisie-
rung und Politisierung der „labour relations" - werden zu den Charakteristi-
ka des Modells gezahlt (Grahl/Teague 1997; Gough 1998). 

Andere Auffassungen - die sich eher auf die 1990er Jahre beziehen -
verweisen auf weitere soziale und wirtschaftliche Unterschiede zwischen 
der EU und Japan sowie den USA: Für die EU-Wirtschaft sei ein gemaBig-
tes Wachstum und flir den EU-Arbeitsmarkt eine geringe Flexibilitat kenn-
zeichnend (Ebbinghaus 1999, S. 5). Manche Autoren fordern eine analyti-
sche Erweiterung des Begriffs, der auch die „Institutionalisierung der gesell-
schaftlichen Vielfalt" (Koordination, Koiporatismus, Verhandlungsdemokra-
tie, Subsidiaritat) und die „soziale Gleichstellung" (Universalismus, Markt-
regulierung, Umverteilung, Solidaritat) einschlieBen müsse (Aust et al. 2002, 
S. 274-282). 

Auch in Bezúg auf Raum und Zeit wird das Modell verschieden defi-
niert. Aus Sicht einer Reihe von Forschern gab es - und gebe es heute noch 
- so groBe soziale Unterschiede innerhalb Westeuropas, dass die Annahme 
eines Modells unbegründet sei. Vielmehr könne man von mehreren Model-
len (Ebbinghaus 1999, S. 24) bzw. von „Eamilies ofNations" sprechen (Cast-
les/Mitchell 1993). Dessen ungeachtet lassen sich gute Argumente dafur 
nennen, dass die westeuropaischen Gesellschaften - oder zumindest die meis-
ten von ihnen -wichtige, vor allém wohlfahrtsstaatliche Eigenschaften ge-
meinsam habén, die den Begriíf „europaisches Sozialmodell" legitimieren 
(Kaelble 2000). Selbst wenn man dies akzeptiert, ist die Frage nach der zeit-
lichen Geltung des Modells nicht völlig geklart: Existierte es nur bis zu den 
1970er Jahren und wurde dann langsam brüchig, oder gilt es für das heutige 
Európa immer noch? Auch diese Fragen werden im Weiteren behandelt. Im 
Hinblick auf Ostmitteleuropa muss sich die Forschung allerdings anderen 
Problemen stellen, da bisher der Beziehung zwischen dem ESM und den 
östlichen Teilen des Kontinents nur wenig Beachtung geschenkt wurde. Vor-
liegende Arbeiten zum Thema beschaftigen sich eher mit den möglichen 
Auswirkungen der Osterweiterung auf die Sozialpolitik der EU (Vobruba 
2003). Welche Konsequenzen sich aus der kommunistischen Vergangenheit 
Ostmitteleuropas für die Perspektiven der Region in dieser Hinsicht erge-
ben, ist eine bislang kaum erforschte Frage. 

Im Folgenden soll zur Klarung der oben angesprochenen Fragen beige-
tragen werden. Hauptanliegen des Aufsatzes ist, die Entwicklung der ost-
mitteleuropaischen Gesellschaften nach dem Zweiten Weltkrieg mit der 
westeuropaischen Entwicklung im Kontext des europaischen Sozialmodells 
zu vergleichen. Die Analyse konzentriert sich auf die wohlfahrtsstaatliche 
Entwicklung, die ein wesentlicher - obgleich nicht der alleinige - Bestand-
teil des Modells ist. 
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Für die Betrachtung des ESM kann es von groBem Vorteil sein, wenn sie 
durch eine historische Perspektive bereichert wird: Die Konvergenzen und 
Divergenzen untersuchende geschichtliche Analyse vermag namlich dem 
Konzept Dynamik zu verleihen, die in der Forschung bisher vermisst wurde 
(Hay et al. 1999, S. 16). Unser Interesse riehtet sich demnach nicht in erster 
Linie darauf, ob das europaische Sozialmodell - oder sozialpolitische Mo-
dell - in dem Sinne existierte, dass eine Abgrenzung Westeuropas von ande-
ren fortgeschrittenen Industrie- oder Wohlfahrtsstaaten gerechtfertigt war. 
Vielmehr steht die Untersuchung der innereuropaischen Vorgange im Vor-
dergrund und weniger die Erforschung der Unterschiede zwischen dem euro-
paischen und anderen Sozialmodellen. 

Dementsprechend sollen in dem Beitrag folgende Fragen beantwortet 
weíden: 

- Nahm die Wohlfahrtsentwicklung in Ostmitteleuropa ab der Nachkriegs-
zeit einen ahnlichen Verlauf wie in Westeuropa, bzw. war Ostmitteleuropa 
auf dem Wege, ein Teil des europaischen Sozialnjodells zu werden? Oder 
wich die ostmitteleuropaische Wohlfahrtsentwicklung ganz im Gegenteil 
von dem westeuropaischen Muster und dem ESM ab? 

- Welche Dynamik besaB die ostmitteleuropüische Wohlfahrtsentwicklung 
verglichen mit der westeuropaischen? Konkreter formuliert: Auf welchem 
Gebiet der Wohífahrtsentwicklung und zu welcher Zeit lasst sich Kon-
vergenz oder Divergenz feststellen? 

- Und bezogen auf die 1990er Jahre: Entwíckelte sich das Wohlfahrtssystem 
der ostmitteleuropaischen Lander in Richtung des residualen Wohlfahrts-
systems US-amerikanischer Pragung, oder naherte es sich eher den in 
Westeuropa typischen Wohlfahrtsregimen an? 

Zur Operationalisierung dieserart Forschung muss man einige Aspekte fur 
die Analyse auswahlen. Die zu Vergleichszwecken gewahlten Variablen müs-
sen die wichtigsten bereits erforschten Komponenten der europaischen Wohl-
fahrtsentwicklung widerspiegeln, und zwar nicht nur entlang einer Dimen-
sion wie z.B. den Sozialausgaben, sondern möglichst mehrdimensional. 
Gleichzeitig müssen die Variablen auch einen langer zurückreichenden his-
torischen Vergleich sowie eine Untersuchung der relativen Dynamik der 
Entwicklung gestatten. Aus den genannten Gründen werden folgende Varia-
blen herangezogen: (1) Entwicklung der Sozialausgaben (genauer: die mit 
verschiedenen Methoden berechnete Höhe der Wohlfahrtsausgaben im Ver-
haltnis zum Bruttoinlandsprodukt); (2) grundlegende strukturelle Eigenschaf-
ten der Wohlfahrtsinstitutionen (Einführung, Bezugsdauer, Reihenfolge, Er-
weiterung und Differenzierung von Programmen; Veranderungen in der 
inneren Struktur der Ausgaben); (3) Merkmale der sozialen Rechte (fur wel-
che Teile der Bevölkerung und nach welchen Prinzipien waren die Sozial-
leistungen zuganglich; relatives Leistungsniveau); (4) organisatorisch-insti-
tutionelle Formen der Sozialversicherungssysteme sowie Kontrollrechte der 
Wohlfahrtsempfánger gegenüber dem System der sozialen Institutionen. 
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Diese Vergleichsvariablen decken die meisten der in der einschlagigen 
internationalen Wohlfahrtsliteratur behandelten Aspekte ab. Natürlich sind 
darüber hinaus noch weitere wichtige Variablen denkbar, so z.B. AusmaB 
und Ergebnis der Einkommensumverteilung durch die Wohlfahrtsinstitu-
tionen, die Rolle des Staates und der Nichtregierungsorganisationen in ein-
zelnen Wohlfahrtsbereichen, die Zentralisierung oder Dezentralisierung der 
Verwaltung, der Stellenwert geschlechtsbedingter Unterschiede in den ver-
schiedenen Wohlfahrtssegmenten usw. 

Zwei wichtige thematische Einschrankungen müssen vorgenommen wer-
den: Zum einen wird die Entwicklung der Wohlfahrtsstaaten in erster Linie 
- aber nicht ausschlieBlich - anhand der Entwicklung der Sozialversiche-
rungssysteme miteinander verglichen. Der Grund dafür liegt in der Bedeu-
tung der Sozialversicherungsprogramme: Obwohl die Sozialversicherung 
von Anfang an mit anderen WohlfahrtsmaBnahmen (wie Sozialhilfe oder 
Wohnungspolitik) einherging, markierte sie doch einen grundlegendenDurch-
bruch in der Entstehung des Wohlfahrtsstaates (Heidenheimer et al. 1990, S. 
229). Zum anderen muss aus Platzgründen auf die detaillierte Darstellung 
der westeuropaischen Entwicklungstendenzen verzichtet werden (vgl. hier-
zu Tomka 2003). Unter den ostmitteleuropaischen Staaten soll hier Ungarn 
am meisten interessieren, die Entwicklung in anderen Landern (Tschecho-
slowakei, Polen) wird im Vergleich zu Ungarn beschrieben. Trotz dieser 
Einschrankungen sind wir der Ansicht,, dass die untersuchten Aspekte die 
wichtigsten Tendenzen in der Beziehung zwischen der ostmitteleuropaischen 
Wohlfahrtsentwicklung und dem europaischen Sozialmodell erfassen und 
diese Analyse als Ausgangspunkt fíir weitere, umfassendere komparative 
Forschungen dienen kann. 

Ein grundlegendes methodologisches Problem, das sich wohl in allén 
komparativen Untersuchungen stellt, besteht darin, was womit verglichen 
wird, was alsó die Vergleichseinheiten sind. Das ESM ist offenbar ein „be-
weglicher Zielpunkt", d.h. sein Inhalt und die Gesellschaften, auf die es sich 
bezieht, veranderten sich im Laufe der Zeit, und auch die Entwicklung der 
ostmitteleuropaischen Staaten verlief keineswegs einheitlich. Es ist nicht 
einmal eindeutig, welche Lander als westeuropaisch anzusehen sind. Bei 
der Bestimmung des westeuropaischen Musters wurden daher Staaten mit 
möglichst ahnlichen sozialen und wirtschaftlichen Merkmalen ausgewahlt. 
So konzentriert sich die Untersuchung neben der Schweiz und Norwegen 
auf die gegenwartigen EU-Staaten, mit Ausnahme Spaniens, Portugals, Grie-
chenlands und Luxemburgs. Letzteres musste aus Mangel an Daten und 
Quellen unberücksichtigt bleiben. Doch wird hier nicht die Meinung vertre-
ten, dass die Einbeziehung anderer Lander unbegründet ware. 

Zuerst sollen in Abschnitt 2 die wichtigsten Merkmale der westeuropai-
schen Wohlfahrtsentwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg vor dem Hinter-
grund der Entfaltung des europaischen Sozialmodells skizziert werden. Ab-
schnitt 3 befasst sich mit den ostmitteleuropaischen Entwicklungstendenzen 
vor 1990. Danach werden in Abschnitt 4 die Ereignisse derjüngsten Vergan-
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genheit behandelt, und in Abschnitt 5 sollen die Ergebnisse zusammengefasst 
und Schlussfolgerungen gezogen werden. 

2. Wohlfahrtsentwicklung in Westeuropa und das 
europaische Sozialmodell 

Wie bereits angesprochen, geht es in diesem Beitrag darum, die ostmittel-
europaische Wohlfahrtsentwicklung im Kontext des europaischen Sozial-
modells darzustellen. Hierfíir ist es notwendig, vorab eine Übersicht über 
die Dynamik der westeuropaischen Wohlfahrtsentwicklung zu geben, da erst 
dadurch die erwahnte Zielsetzung legitimiert werden kann. Deshalb wird 
zunachst - ausgehend von einer früheren Untersuchung (Tomka 2003) - der 
Frage nachgegangen, ob die Unterschiede zwischen den westeuropaischen 
Wohlfahrtssystemen in den ersten Jahrzehnten der Nachkriegszeit abnah-
men, um einem immer einheitlicher werdenden Sozialmodell den Weg zu 
ebnen. Die oben genannten vier Variablen werden in die Analyse einbezo-
gen: soziale Ausgaben, grundlegende strukturelle Eigenschaften des Sozial-
versicherungssystems, soziale Rechte, organisatorische Formen der Sozial-
versicherungssysteme sowie Kontrollrechte der Wohlfahrtsempfanger ge-
genüber dem System der sozialen Institutionen. 

Die untersuchten Indikátorén bestatigen, dass die Unterschiede zwischen 
den westeuropaischen Staaten bezüglich der sozialen Ausgaben im Verhalt-
nis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) in der ersten Hálfte des Jahrhunderts 
erheblich waren, sich allerdings bis 1950 deutlich verringerten. Ein solcher 
Vereinheitlichungsprozess ging dann auch in den darauf folgenden zwei Jahr-
zehnten weiter (siehe Anhangtabelle). Hinfort verhielt sich der Variations-
koeffizient - etwa seit Anfang/Mitte der 1970er Jahre - in den verschiede-
nen Ausgabenbereichen unterschiedlich. Bei den Ausgaben fur Sozialversi-
cherung im engeren Sinne schlug die Tendenz um: Die Variation stieg bis 
zum Ende der untersuchten Periode stark an (Alber 1982, S. 161; Schmidt 
1988, S. 137). Trotz dieser Divergenz fíelen die Unterschiede zwischen den 
betrachteten westeuropaischen Landern 1990 etwas kleiner als 1950 aus und 
waren viel geringer als in der Zwischenkriegszeit. Bei den Ausgaben fur 
soziale Sicherheit (nach der Defmition der International Labour Organization; 
ILO), wo geringere Ausgangsdifferenzen bestanden, war der Anstieg des 
Variationskoeffizienten am Ende des Untersuchungszeitraums dagegen un-
wesentlich. Bei den nach der weitesten Defínition der OECD (Organisation 
for Economic Co-operation and Development) berechneten sozialen Ausga-
ben hielt die Tendenz zur Vereinheitlichung - im Gegensatz zu den vorheri-
gen zwei Indikátorén - auch in den Í970er/1980er Jahren an. So war der 
Variationskoeffizient, der das AusmaB der Diíferenzen zwischen den einzel-
nen Landern anzeigt, 1990 nur noch halb so groB wie 40 Jahre zuvor (siehe 
Anhangtabelle). 

Die strukturelle Entwicklung der Wohlfahrtsinstitutionen im Westeuropa 
des 20. Jahrhunderts weist mehrere Züge auf, die sich als Konvergenz inter-
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pretieren lassen. Eine Annaherung kann schon fíir die Zwischenkriegszeit 
nachgewiesen werden, deutlich hervor tritt sie aber erst nach dem Zweiten 
Weltkrieg (Kaelble 1990, S. 123-128,2000, S. 41-46). Die wichtigsten So-
zialversicherungsprogramme waren in den meisten Landern bereits vor dem 
Ersten Weltkrieg bzw. unmittelbar danach - spatestens aber Anfang der 1950er 
Jahre - etabliert worden (Alber 1982; Ritter 1989). Trotzdem dürften die 
voneinander abweichenden Zeitpunkte der Einfíihrung, zwischen denen teil-
weise mehrere Jahrzehnte lagen, die Unterschiede anfangs vergröBert ha-
bén. Nach der schnellen Verbreitung der Programme - ab der Zwischenkriegs-
zeit - schwanden die Difíerenzen jedoch sehr bald (Williamson/Fleming 
1996, S. 351). 

Sowohl die fortschreitende funktionale DifFerenzierung als auch die Aus-
breitung der Sozialversicherung können in den westeuropaischen Gesell-
schaften schon in der ersten Halfte des 20. Jahrhunderts beobachtet werden; 
hinzu kam noch - besonders in der Nachkriegszeit - eine immer gröBere 
strukturelle Áhnlichkeit zwischen den spezifischen Programmen der einzel-
nen Lander. Die Zahl der durch die Versicherung erfassten Risiken stieg 
fortwahrend, vor allém bei der Krankenversicherung, aber auch bei der Un-
fall-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie im Bereich anderer Sozial-
leistungen. Als Beleg fíir die ahnliche Struktur der Sozialversicherungsleis-
tungen mag die Zusammensetzung der Sozialausgaben im Zeitverlauf die-
nen (Coughlin/Armour 1983; Hage et al, 1989, S. 95f.). Mitte des Jahrhun-
derts bestanden in puncto Ausgabenstruktur noch erhebliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen westeuropaischen Landern. 1960 differierte insbe-
sondere die relatíve Höhe der nationalen Ausgaben fiir Arbeitslosenhilfe, 
aber auch bei den Ausgaben fíir Gesundheitsleistungen und bei den Sozial-
leistungen fur Familien zeigten sich starke Abweichungen, wobei die Aus-
gaben fiir Renten am wenigsten variierten (siehe Anhangtabelle). Zwischen 
1960 und 1980 ging der Variationskoeffízient im Hinblick auf die Struktur 
der Ausgaben fíir Sozialversicherung eindeutig zurück, d.h. die untersuch-
ten westeuropaischen Lander teilten ihr Sozialbudget zwischen den Ausga-
ben für Gesundheitsleistungen und Arbeitslosenhilfe immer ahnlicher auf, 
und die schon früher relatív kleinen Unterschiede bei der Altersrente redu-
zierten sich ebenfalls etwas (Tomka 2003; siehe Anhangtabelle). 

Neben Áhnlichkeiten auf der Ebene übergreifender institutioneller Cha-
rakteristika finden sich natürlich wesentliche Unterschiede zwischen den 
diversen Sozialversicherungssystemen in den Details der einzelnen Program-
me. Der Standpunkt ist alsó berechtigt, dass die Einfíihrung der grundlegen-
den Programme mit demselben Abdeckungsgrad in den verschiedenen Ge-
sellschaften nur bedingt als Konvergenz angesehen werden kann, da dieser 
Sachverhalt an sich noch kein Beweis fur die wachsende Áhnlichkeit der 
Programme in anderen wichtigen Merkmalen ist (Wilensky 1975, S. llf.). 

Die sozialen Rechte werden hier anhand folgender Kriterien beschrie-
ben: Abdeckungsgrad, d.h. auf welche Teile der Bevölkerung sich die Sozial-
versicherung erstreckt; Zugangsregelung, d.h. welche Bedingungen fiir die 
Inanspruchnahme von Leistungen gelten; und relatives Leistungsniveau ver-
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glichen mit dem früheren Einkommen oder mit den Durchschnittseinkom-
men (Palme 1990, S. 26-28). 

Mit Blick auf die sozialversicherte Bevölkerung unterstreichen die Er-
gebnisse der durchgefuhrten Analyse, dass sich die Differenzen zwischen 
den westeuropaischen Landern im 20. Jahrhundert kontinuierlich verringer-
ten (siehe Anhangtabelle). In der Periode vor dem Ersten Weltkrieg waren 
Deutschland, Danemark und spater das Vereinigte Königreich den anderen 
Landern in diesem Bereich weit voraus (Flóra 1983, S. 460f.), doch im Zugé 
des raschen Ausbreitungsprozesses der Versicherungen in der Zwischen-
kriegszeit gingen die Unterschiede zurück. In jener Zeit entwickelten sich 
die nordischen Lander (Vereinigtes Königreich, Schweden, Danemark, Nor-
wegen) am schnellsten, wahrend Finnland, die Schweiz, Frankreich, Bel-
gien und Italien weit unter dem Durchschnitt lagen. Nach dem Zweiten Welt-
krieg erlangten die westeuropaischen Sozialversicherungssysteme beinahe 
einen universalen Abdeckungsgrad oder naherten sich ihm zumindest an. 
Mitte der 1970er Jahre war die überwiegende Mehrheit der Erwerbstatigen 
in fast allén westeuropaischen Landern von der Sozialversicherung erfasst, 
so dass sich die westeuropaischen Sozialversicherungssysteme in dieser 
Hinsicht als „reif („mature") (Flóra 1985, S. 19) zeigten. Das gilt beson-
ders fur die Kranken- und Rentenversicherung. Nur Deutschland, Österreich, 
Irland und - in der Krankenversicherung - die Niederlande stellten Ausnah-
men dar. In diesen Landern waren zehn bis 20 Prozent der Erwerbstatigen 
- meistens die Selbststandigen - nach wie vor nicht versichert. Die weniger 
wichtige Unfallversicherung erreichte den GroBteil der Erwerbstatigen erst 
mit einiger Verzögerung. Im Verhaltnis der sozialversicherten Bevölkerung 
setzte sich die Konvergenz fort: Ende der 1980er Jahre sank der Variations-
koeffizient bei der Kranken- und Rentenversicherung auf ein sehr niedriges 
Niveau und signalisierte blofi noch sehr geringfugige Unterschiede inner-
halb Westeuropas (Palme 1990, S. 67; siehe Anhangtabelle). Demgegen-
über bauten sich die Unterschiede in der Unfallversicherung in eher beschei-
denem MaBe ab, und noch weniger traten sie in der Arbeitslosenversiche-
rung zurück — sie entwickelte sich am langsamsten unter den erwahnten 
Programmen, und in diesem Bereich konnte JensAlber(1981, S. 177)keine 
Vereinheitlichung feststellen. Wir dürfen dabei allerdings nicht auBer Acht 
lassen, dass die einzelnen Versicherungstypen in den 1960er Jahren in meh-
reren Landern einen universalen Abdeckungsgrad aufwiesen, was dazu fuhrte, 
dass andere Staaten selbst die geringfugigste interne Ausweitung als Anna-
herung an dieses Ziel interpretieren konnten. 

Was die Zugangsregelungen zu den sozialen Rechten anbelangt, lasst sich 
in Westeuropa in der Zwischenkriegszeit keine eindeutige Konvergenz oder 
Divergenz beobachten, in der Nachkriegszeit dominierten allerdings die ver-
einheitlichenden Tendenzen. Einerseits wurde die Leistungsgewáhrung nach 
dem Prinzip der Bedürftigkeit allmahlich abgelöst durch den Grundsatz des 
Anrechts jedes Staatsbürgers oder zumindest jedes Versicherten auf Leis-
tungen. Dies bedeutete beispielsweise in der Altersrentenversicherung, dass 
1930 in den meisten untersuchten Landern das Bedürftigkeitsprinzip bei der 
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Feststellung der Bereehtigung angewendet wurde, wahrend es einige Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg nur noch in der Halfte der Lander galt und in 
den 1980er Jahren überall aufgehoben wurde, abgesehen von der fortbeste-
henden Rentenzulage in Irland, der Schweiz und Italien (ILO 1933a, S. 38-
654, 1933b; U.S. Department of Health and Humán Services 1982, S. 12-
261; Palme 1990, S. 52). 

Parallel dazu kann auch eine Annaherung zwischen den verschiedenen 
Zugangsregelungen festgestellt werden. In den Landern mit allgemeinen und 
einheitlichen Versicherungen (Volksversicherung) wurden die Leistungen 
zunehmend einkommensbezogen bestimmt, d.h. im Verhaltnis zu den ein-
gezahlten Beitragen difFerenziert. Es gab mehrere Wege, dieses Prinzip'durch-
zusetzen. In Schweden wurde z.B. 1962 neben den einheitlichen, „universa-
len" Altersrenten eine erganzende, einkommensbezogene Altersrente einge-
íuhrt, die allerdings auf maximai 60 Prozent des früheren Einkommens be-
schrankt war. In Danemark trat 1964 ein neues Gesetz in Kraft, das die Höhe 
der erganzenden Altersrenten nach der Zahl der Jahre bemaft, in denen Bei-
trage entrichtet wurden, und ebenfalls eine Obergrenze festschrieb. Im Ver-
einigten Königreich wurde im Jahre 1975 eine einkommensbezogene Kom-
ponente bei der „flat-rate"-Altersrente eingeführt (U.S. Department of Health, 
Education and Welfare 1970, S. 63, 203, 261). Lander mit einkommens-
bezogener Altersrente bauten vereinheitlichende Elemente ins Rentensystem 
ein. In Österreich erfolgte die Zahlung des erganzenden „Nivellationsbetrags" 
auf Grundlage einer Einkommensprüfung (1955). Ein nivellierender Eífekt 
resultierte ahnlich aus der Festlegung eines Höchstbetrags (die Niederlande, 
1956) oderMindestbetrags (Italien, 1965) der Altersrenten (ebd., S. 11,115, 
155; Alber/Flora 1981, S. 53). Spater, in den 1980er Jahren, setzte sich die 
Konvergenz fort; nun wurde das Prinzip „welfare state" allmáhlich durch 
das Prinzip „workfare state" abgelöst, d.h. die Zugangsbedingungen stellten 
immer mehr auf die Arbeitsmarktposition ab und wurden nicht durch das 
Prinzip der universellen Bürgerrechte bestimmt (Kosonen 1995, S. 100). 

Die Leistungen der frühen Sozialversicherungsprogramme waren statisch 
und wiesen ein relatív niedriges Niveau auf. Sie blieben von den Preis- und 
Lohnveranderungen oder dem Wirtschaftswachstum unberührt - schon des-
halb, weil ungefáhr bis zum Zweiten Weltkrieg nicht davon ausgegangen 
wurde, dass der Beginn der Rentenauszahlung mit dem Ende des Arbeits-
verhaltnisses zusammenfállt und die Rente als alleinige Einnahmequelle die-
nen solle (Conrad 1991, S. 191). Es ist als eine bedeutsame Entwicklungs-
tendenz der Sozialversicherung zu werten, dass die Höhe der Leistungen — 
beginnend in der Zwischenkriegszeit, aber vor allém in der Nachkriegszeit -
zunehmend an das Niveau des Arbeitseinkommens herangefiihrt wurde. So 
wirkten diese Leistungen nicht nur als Hilfe in besonderen Notsituationen, 
sondern ermöglichten (wenigstens annahernd) die Aufrechterhaltung des frü-
heren Lebensstandards und des sozialen Status der Versicherten. Diese An-
hebung wurde durch die standige Anpassung der Leistungen an das Wirt-
schaftswachstum bzw. das Einkommensniveau der erwerbstatigen Bevölke-
rung erreicht. Dadurch konnten die aus dem Erwerbsleben Ausgeschiede-
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nen oder aus anderen Grandén zu Sozialleistungen Berechtigten ebenfalls 
vom Wirtschaftswachstum profitieren. Danemark wendete dieses Prinzip 
schon ab 1933 bei der Berechnung der Renten an, doch in den anderen west-
europaischen Landern wurde es erst zwischen 1955 und 1965 eingefuhrt; in 
der Schweiz hatte es bis 1968 und im Vereinigten Königreich bis 1975 keine 
Geltung (Alber 1982, S. 55). Im Vokabular der 1957 erfolgten westdeut-
schen Rentenreform findet sich dafür die Bezeichnung „Dynamisierung der 
Renten". Obwohl die deutsche Reform vor allém wegen ihrer langfristigen 
Wirkung bedeutsam war, fiihrte sie gleichzeitig zu einer sofortigen und radi-
kalen Steigerung der Renten: bei den Arbeitern um 65,3 Prozent, bei den 
Angestelltenum 71,9 Prozent. Spater wurde die Dynamisierung in Deutsch-
land ebenfalls bei den anderen sozialen Leistungen- zuletzt 1974 beim Kran-
kengeld - durchgesetzt. Andere Lander folgten, mit unterschiedlichen Metho-
den, diesem Beispiel (Ritter 1989, S. 160; Hockerts 1983, S. 157f.). 

Darüber hinaus konvergierte der Standard der von den Sozialversiche-
rangen abgedeckten Leistungen in den einzelnen Landern - zumindest bis 
zu den 1970er Jahren, danach ist keine eindeutige Tendenz zu erkennen. 
Einen Beleg dafiir liefert, neben den bereits skizzierten Veranderangen in 
der Struktur der Ausgaben, die Entwicklung in einzelnen Bereichen der So-
zialversicherang. Wie sich das relatíve Niveau der sozialen Leistungen entwi-
ckelte, zeigen am besten die Renten an, stellten sie doch die wichtigste so-
ziale Leistung dar. Vor dem Zweiten Weltkrieg waren die Renten relatív 
niedrig, danach bewegten sich jedoch sowohl die so genannte Mindestrente 
als auch die Durchschnittsrente („average worker pension") schnell nach 
oben. In 18 OECD-Staaten stieg (gemessen an den Löhnen in der Verarbei-
tungsindustrie) der Durchschnitt der Mindestrente 1930 auf zehn Prozent, 
1950 auf 19 Prozent, 1965 auf 25 Prozent und 1985 bereits auf 37 Prozent 
an. Als erstes Land erreichte Österreich 1960 die 40-Prozent-Grenze, 1970 
wiesen neben Österreich auch die Niederlande und Danemark eine Marké 
von über 50 Prozent auf. In den 1980ér Jahren wurde dieser Wert in den 
erwahnten Staaten sowie zusatzlich in Frankreich und den skandinavischen 
Landern noch überboten (Palme 1990, S. 48). Der andere Indikátor, die Durch-
schnittsrente, belief sich 1930 in der obigen Landergrappe auf 14 Prozent 
des Nettodurchschnittslohns in der Verarbeitungsindustrie, bis 1950 verdop-
pelte sich dieser Wert, 1965 erreichte er 43 Prozent, 1975 50 Prozent und 
1985 58 Prozent. Die Entwicklung in den hier untersuchten westeuropai-
schen Landern wich nicht wesentlich von diesem Muster ab: 1939 betragen 
die Durchschnittsrenten ca. zwölf Prozent der Durchschnittseinkommen der 
Erwerbstatigen (eigene Berechnung, gestützt auf Esping-Andersen 1990, S. 
99). Im Jahr 1950 lagen die Renten in Westeuropa ungefáhr bei 20 bis 30 
Prozent der Durchschnittseinkommen der Arbeiter (in Danemark etwa bei 
einem Drittel, in Schweden bei einem Fünftel, in Norwegen bei einem Sechs-
tel). Sie gingen nur in einigen Landern (Österreich, Frankreich) über 50 Pro-
zent der Durchschnittseinkommen der Arbeiter hinaus. Dagegen lag 1985 
selbst der westeuropaische Durchschnitt schon weit über 50 Prozent. Gleich-
zeitig naherten sich die relativen Niveaus der Renten in den einzelnen Lan-
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dern an. Joakim Palme stellt bei den OECD-Landern nach 1930 einen Trend 
zur Konvergenz der Renten fest. Eine Ausnahme bildeten die 1950er Jahre, 
als der Variationskoeffizient vorübergehend anstieg, und der Zeitraum zwi-
schen 1975 und 1985, der zu keinen wesentlichen Veranderungen in diesem 
Bereich fiihrte (Palme 1990, S. 49-68). 

Die organisatorischen Formen der Sozialversicherung wurden in West-
europa im Verlauf des 20. Jahrhunderts immer ahnlicher, obwohl zu Beginn 
des Jahrhunderts und in der Zwischenkriegszeit noch ziemlich grofie Diffe-
renzen bestanden; es gab ja staatlich dotierte freiwillige, Zwangs- und allge-
meine - oder staatliche - Versicherungen. Die Konvergenz setzte in der Zwi-
schenkriegszeit ein und beschleunigte sich nach dem Zweiten Weltkrieg. Im 
Zugé dessen wurden in immer mehr Landern Versicherungen, die auf frei-
williger Basis beruhten, in Zwangsversicherungen umgewandelt, und im 
Vereinigten Königreich, in Irland, Italien und Skandinavien erfolgte der 
Aufbau staatlicher Versorgungssysteme. Bis zu den 1970er Jahren wurden 
die Versicherungen auf freiwilliger Basis völlig zurückgedrangt, aber die 
Verbreitung der staatlichen Programme machte ebenfalls Halt, was an den 
Veranderungen in den Finanzierungsmethoden deutlich sichtbar wird. Da-
nach stellte sich zwischen den Sozialversicherungssystemen nach Bismarck-
Muster und den staatlichen Systemen (Beveridge-Typ) zunehmend ein Aus-
gleich her, und zwar in Richtung der ersteren (Gordon 1988, S. 203). 

Die Starkung der Rolle des Staates im Wohlfahrtsbereich schloss die 
Durchsetzung der Kontrollrechte der Versicherten nicht aus, es war sogar 
von Anfang an Zweck der staatlichen Regelung, dem System zu Transpa-
renz und den Versicherten zu Kontrollmöglichkeiten zu verhelfen. Bereits 
die ersten Sozialversicherungsgesetze mehrerer Lander institutionalisierten 
die Teilnahme der Versicherten an der Verwaltung der Sozialversicherungs-
systeme, was nicht zuletzt eine wichtige Forderung der organisierten Arbei-
terbewegung war (Therborn 1994, S. 27f.). In Deutschland übernahm die 
Sozialversicherung in den 1880er Jahren die schon existierenden „Hilfs-
kassen", die im.neuen Sozialversicherungssystem ihre Autonomie behielten 
und sowohl von den Arbeitern als auch von den Arbeitgebern verwaltet wur-
den. In ahnlicher Weise spielten die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer auch 
in diversen anderen Landern neben dem Staat eine bedeutende Rolle bei der 
Finanzierung und Verwaltung der Wohlfahrtsinstitutionen (Kaufmann 1986, 
S. 133). 

Die Teilnahme der Versicherten an der Verwaltung entwickelte sich in 
Westeuropa dennoch nicht zu einer üblichen und wirksamen Art der Kon-
trolié, weder in der ersten Halfte des Jahrhunderts noch nach dem Zweiten 
Weltkrieg. In Österreich wurde mit der Neuregelung nach dem Zweiten Welt-
krieg sogar von dem ursprünglichen, bis zum Anschluss an Deutschland 
geltenden Prinzip der Selbstverwaltung der Sozialversicherung abgerückt, 
das den Beteiligten eine gröfiere Selbststandigkeit eingeraumt hatte: Erstens 
konnten die Versicherten ihre Vertretung direkter ausüben, zweitens be-
schrankten die Gesetze die Selbstverwaltungen in der Regelung ihrer eige-
nen Tatigkeit weitaus weniger (Hofmeister 1981, S. 723). Besonders in der 
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zweiten Halfte des Jahrhunderts rückte die indirekte Kontrolié der Versicher-
ten über die Wohlfahrtsprogramme neben oder statt der direkten Kontrolié 
der Sozialversicherungsinstitutionen mehr und mehr in den Vordergrund 
- parallel zu den wachsenden Anteilen der sozialversicherten Bevölkerung 
und den neu geschaffenen Programmen, oder anders gesagt: der Komplexi-
tatszunahme der Systeme - , forciert durch die konvergierenden Institutio-
nen der parlamentarischen Demokratie in Westeuropa. Manche Autoren be-
trachten diese demokratischen Institutionen als Schlüsselfaktoren in der He-
rausbildung und Expansion des Wohlfahrtsstaates und unterstellen einen un-
mittelbaren Zusammenhang zwischen der Regierungsmacht von Partéién, 
die nachdrücklich die Interessen der Arbeitnehmer vertreten, und der Aus-
weitung der wohlfahrtsstaatlichen Aktivitaten (Korpi 1983, S. 198). Wenn 
die Expansion der Sozialleistungen nicht eindeutig an einzelne politische 
Strömungen gebunden ist, muss die Massendemokratie als eine wichtige 
Determinante dieses Prozesses in Westeuropa angesehen werden. Mag das 
Zurücktreten der Selbstverwaltung nun eine Folge der Ausdehnung und der 
zunehmenden Komplexitat der Sozialversicherungsprogramme oder der Mas-
sendemokratie sein, es hatte jedenfalls viele negatíve Konsequenzen hin-
sichtlich der Effektivitat und Legitimation des Wohlfahrtsstaates. 

Die Untersuchung wichtiger Variablen weist alsó darauf hin, dass in der 
ersten Halfte des 20. Jahrhunderts erhebliche Unterschiede zwischen den 
westeuropaischen Wohlfahrtssystemen bestanden, die aber bis zur Mitte des 
Jahrhunderts wesentlich abgebaut wurden, und auch die darauf folgenden 
zwei Dekaden zeigen eine fortschreitende Konvergenz an. Ab den 1970er 
Jahren war die Richtung der Ánderungen weniger eindeutig, doch glichen 
sich die Sozialsysteme auf mehreren Gebieten einander weiterhin an. Infol-
gedessen verminderten sich die Differenzen zwischen den westeuropaischen 
Gesellschaften bis zum Jahr 1990 im Vergleich zur Mitte und vor allém zum 
Anfang des 20. Jahrhunderts. 

Ab den früheren 1980er Jahren war die Konvergenz zwischen den skan-
dinavischen und mehreren kontinentaleuropaischen Wohlfahrtsstaaten sozial-
demokratischer bzw. konservativer Provenienz am starksten (Castles 2002, 
S. 312f.). In der Sprache der Konvergenztheorie bilden diese Lander einen 
„Konvergenz-Klub". Ihre wechselseitige Annaherung scheint darauf zu be-
ruhen, dass die jeweiligen Systeme sowohl Elemente des sozialdemokrati-
schen als auch des konservativen Wohlfahrtsmodells wie Universalismus 
und an Erwerbstatigkeit sowie Beitragszahlung geknüpfte Sozialleistungen 
in sich vereinen. Dass innerhalb Westeuropas eine Angleichung stattfindet, 
reicht - ohne diesen Prozess ins Verháltnis zu anderen industriellen Gesell-
schaften zu setzen - noch nicht aus, um die Existenz eines europaischen 
Sozialmodells zu beweisen, spricht aber offensichtlich fíir die Plausibilitat 
des Konzepts. Insofern stellt es eine gute Grundlage fíir die Untersuchung 
der Bezüge zwischen der Wohlfahrtsentwicklung in Ostmitteleuropa und 
dem europaischen Sozialmodell dar. 
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3. Wohlfahrtsentwicklung in Ostmitteleuropa nach 1945 
im Vergleich 

Es scheint klar auf der Hand zu liegen, dass die politische Entwicklung in 
Ostmitteleuropa nach dem Zweiten Weltkrieg (bis 1990) einen völlig ande-
ren Weg als in Westeuropa nahm. Demgegenüber wird in zahlreichen Studien 
argumentiert - gelegentlich nur implizit dass die wirtschaftlich-soziale 
Entwicklung der Region parallel zu der im westlichen Európa verlaufen sei 
(Therborn 1995) und in manchen Phasen sogar mit ihr konvergiert habe 
(Hobsbawm 1994; János 2000; Berend 1996). Diese Annahme istbezüglich 
der Entwicklung des europaischen Sozialmodells, um die es im vorliegen-
den Beitrag geht, von groBer Relevanz. 

Im Folgenden wird ein Aspekt der Problematik beleuchtet: die Wohlfahrts-
entwicklung in Ostmitteleuropa im Vergleich zu Westeuropa. Unter den ost-
mitteleuropaischen Landern wird zuerst ausfiihrlicher auf Ungarn eingegan-
gen; die Darstellung der dortigen Verháltnisse soll danach als Bezugspunkt 
fíir die Schilderung der Entwicklung in anderen Landern der Region dienen. 
Untersucht werden dieselben Variablen wie im vorherigen Abschnitt. 

Zu Beginn wird die Entwicklung in der Zwischenkriegszeit kurz darge-
legt. Ein Vergleich der sozialen Ausgaben in dieser Periode wird durch den 
Mangel an statistischen Daten und durch erhebliche methodische Probleme 
erschwert, was nicht nur fíir Westeuropa, sondern auch fiir Ungarn gilt. Den-
noch kann man, gestützt auf die Definitionen, die von internationalen Orga-
nisationen wie der ILO oder der OECD am haufigsten verwendet werden, 
feststellen, dass in Ungarn zwar über den gesamten Untersuchungszeitraum 
hinweg die sozialen Ausgaben im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
stark hinter den westeuropaischen Werten zurückblieben, doch zeigt sich 
auch, dass der Unterschied in der Zwischenkriegszeit kleiner - in der zwei-
ten Halfte des Jahrhunderts gröBer - war, als manche Randbemerkungen in 
der Fachliteratur nahe legen. Unter Berücksichtigung der Leistungen fur 
Staatsangestellte sind insgesamt selbst fur westeuropaische Verháltnisse hohe 
soziale Ausgaben in der Zwischenkriegszeit zu konstatieren (siehe Anhang-
tabelle; Tomka 2002). 

Mangels verlasslicher, langfristiger Daten sind Aussagen zur Konvergenz 
oder Divergenz der westeuropaischen und ungarischen Wöhlfahrtsausgaben 
in der ersten Halfte des 20. Jahrhunderts schwierig. Selbst wenn man die 
Entwicklung in einigen westeuropaischen Landern (z.B. in Deutschland) 
heranzieht und die ab Ende der 1920er Jahre expliziter werdende Sozialge-
setzgebung in Ungarn in Rechnung stellt, lasst sich nur vermuten, dass Un-
garn ín den 1930er Jahren, was das relatíve Niveau der Sozialversicherungs-
und anderer sozialer Ausgaben anbelangt, sich den westeuropaischen Ver-
haltnissen annáherte (ILO 1933a; Kovrig 1944, 1954). 

Bis zum Zweiten Weltkrieg stimmte die Hauptrichtung der strukturellen 
Entwieklungen des ungarischen Wohlfahrtssystems mit den westeuropaischen 
Trends überein. Zum einen avancierte - nach der selbst im westeuropai-
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schen Vergleich frühen Einführung der ersten Sozialversicherungsprogramme 
(1892,1907) - die Sozialversicherung zum wichtigsten Instrument der un-
garischen Wohlfahrtspolitik. Zum anderen treten Áhnlichkeiten in der Dif-
ferenzierung und - auf Grundlage der verfügbaren Daten - in der inneren 
Struktur der Sozialversicherung hervor. Zwar kann man Differenzierung nur 
schwer messen, doch ist der „Reifeprozess" der Krankenversicherung in der 
ersten Halfte des Jahrhunderts bemerkenswert: Der Leistungskatalog der 
Sozialversicherung wurde - fíir die einbezogenen Bevölkerungsgruppen -
sogar nach westeuropaischen MaBstaben wesentlich erweitert. Analóg zu 
den meisten westeuropaischen Staaten stiegen auch in Ungam in diesem 
Zeitraum die Ausgaben fíir Renten am schnellsten an, wobei die Rente zum 
wichtigsten Sozialprogramm wurde (ILO 1927; Kovrig 1954). 

In Bezúg auf die sozialen Rechte ist fíir die Entwicklung der Sozialversi-
cherung in Ungarn im Vergleich zu Westeuropa eine eigenartige Ambiva-
lenz kennzeichnend. Die Daten unterstreichen einerseits, dass die Quote der 
von der Sozialversicherung erfassten ungarischen Bevölkerung in diesem 
Zeitraum ziemlich niedrig war und deutlich hinter den Werten der westeuro-
paischen Lander zurückblieb. Andererseits naherte sich das relatíve Niveau 
der Leistungen jedoch - insbesondere bei den Staatsangestellten - den west-
europaischen Verhaltnissen an, und von der groBzügig ausgelegten Renten-
versicherung im Jahre 1928 war eine weitere Konvergenz zu erwarten (Kovrig 
1954, S. 126-129). Das System der Zugangsregelungen spiegelte ebenfalls 
die westeuropaischen Entwicklungstendenzen in der Zwischenkriegszeit 
wider: Neben dem Berechtigungsprinzip wurde das Prinzip der Bedürftig-
keit zweitrangig, und auch die einzelnen Zugangsbedingungen wie Alters-
grenzen und Anwartschaftszeiten in der Renten- sowie in der Krankenversi-
cherung glichen sich zunehmend westeuropaischen Standards an. Die Kom-
bination von maBigem Abdeckungsgrad und Leistungen relatív hohen Ni-
veaus entspricht allerdings der Anwendung der Bismarck'schen Sozialversi-
cherungsprinzipien in einer Gesellschaft mit überwiegender Agrarbevölke-
rung und einer vergleichsweise schmalen Arbeiterschicht (Gyáni 1994, S. 
14). 

Bezogen auf die organisatorischen Charakteristika der ungarischen 
Sozialversicherungsprogramme lassen sich bis zum Zweiten Weltkrieg Áhn-
lichkeiten zu jenen europaischen Landern beobachten, die den Bis-
marck'schen Sozialversicherungsprinzipien folgten. Wie in Österreich oder 
Deutschland wurden die Sozialversicherungsprogramme in Ungarn als 
Zwangsversicherungen eingefiihrt (Szikra 2000). Die Sozialversicherungen 
unterlagen in den 1930er Jahren einer demokratischen Selbstverwaltung, 
die ahnlich wie die westeuropaischen Institutionen funktionierte (A magyar 
társadalombiztosítás 1943; Kovrig 1954, S. 123; Tomka 2004). 

Was die Entwicklungen in der zweiten Halfte des Jahrhunderts angeht, 
fallen auf der Ebene der Sozialausgaben die beschrankten Anstrengungen 
des sich etablierenden kommunistischen Regimes ins Auge - sowohl ge-
messen an dem Stand, den Ungam in der Zwischenkriegszeit erreicht hatte, 
als auch im internationalen Vergleich. Bei den Sozialversicherungsausgaben 
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im Verháltais zum BIP, den Ausgaben fur soziale Sicherheit („social security", 
ILO) und den sozialen Ausgaben (OECD) entfernte sich Ungarn ab der Mit-
te des Jahrhunderts bis hinein in die 1970er Jahre fortwahrend von den west-
europaischen Wohlfahrtsstaaten. In den Sozialversicherungsausgaben lag 
Ungarn 1980 sogar wesentlich weiter hinter Westeuropa zurück als 1930 
(siehe Anhangtabelle; Magyar Statisztikai Évkönyv 1982, S. 387). 

Im Verhaltnis der ungarischen und der westeuropaischen Wohlfahrtsaus-
gaben zueinander dürften die 1970er, aber besonders die 1980er Jahre einen 
Wendepunkt darstellen. Ab den 1970er Jahren lasst sich namlich ein maBi-
ger Rückgang der Unterschiede im relativen Niveau der Ausgaben fiir Sozial- -
versicherung und soziale Sicherheit beobachten. Dieser Rückgang beschleu-
nigte sich Ende der 1980er Jahre, vor allém wegen der sich verscharfenden 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Ungarn, aber auch weil die Ausgaben in 
Westeuropa stagnierten. Diese Tendenz und Dynamik galt jedoch nicht fur 
die sozialen Ausgaben insgesamt, bei denen infolge der Angleichungen in-
nerhalb Westeuropas in den 1970er und 1980er Jahren eine Divergenz zwi-
schen dem ungarischen und dem westeuropaischen Niveau bestand (siehe 
Anhangtabelle). 

Die Betrachtung der strukturellen Merkmale der Wohlfahrtsinstitutionen 
zeigt, dass sich ab Mitte des Jahrhunderts die DifFerenzen zwischen Westeuro-
pa und Ungarn permanent vergröBerten. Die Funktionen der Sozialversiche-
rung entwickelten sich im kommunistischen Ungarn eigentümlich ambiva-
lent: Die beinahe vollkommene Abkehr von der traditionellen „Armutspolitik" 
verlieh der Sozialversicherung einerseits eine noch höhere Bedeutung, an-
dererseits sorgte aber die Durchsetzung sozialpolitischer Gesichtspunkte in 
Bereichen wie Preispolitik oder Arbeitsmarkt, die in westeuropaischen Ge-
sellschaften als verhaltnismaBig autonome Systeme gelten, fur eine Relativie-
rung. Die Differenzierung der Sozialversicherungsprogramme setzte sich in 
Ungarn fórt, Prioritat kam jedoch - abweichend von Westeuropa - der indus-
triellen Produktion und insbesondere der Mobilisierung von Arbeitskraften 
zu. Die Struktur der Ausgaben zeigt ebenfalls die Unterschiede in der relati-
ven Bedeutung der Wohlfahrtsprogramme an. In den ersten zwei Dekaden 
nach dem Zweiten Weltkrieg trat im Vergleich zu Westeuropa als wichtigste 
Besonderheit Ungarns hervor, dass fiir die Renten wenig, fur das Gesund-
heitswesen relatív viel ausgegeben wurde. Die Veranderungen zwischen 1960 
und 1980 fuhrten nur in puncto Anstieg des Rentenanteils zu einer Annahe-
rung an Westeuropa. Bei den anderen Ausgabenposten lásst sich eher eine 
entgegengesetzte Tendenz beobachten. Eine besonders starke Divergenz 
herrschte bei den Aufwendungen fur das Gesundheitswesen, die - anders als 
in Westeuropa - zugunsten anderer Sozialausgaben gekürzt wurden, sowie 
bei den Sozialleistungen fur Familien, die ausgeweitet wurden. Als ein wei-
terer wesentlicher Unterschied muss das Fehlen der Ausgaben fur eine Ar-
beitslosenversicherung erwahnt werden (Andorka/Tóth 1992, S. 413). 

Im Ungarn der Nachkriegszeit stieg der Anteil der sozialversicherten 
Bevölkerung rasch, wobei der Kreis der erfassten Bevölkerungsschichten 
sich schon in den ersten Jahrzehnten dem westeuropaischen Standard anna-
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herte. Dennoch bedeutete die politische Diskriminierung einzelner gesell-
schaftlicher Gruppén, vor allém der Landwirte, durch die Zugangsbedin-
gungen eher eine Entfernung von Westeuropa, obwohl auch dort die Zugangs-
regelungen in den 1950er Jahren bei weitem nicht fíir alle Gruppén einheit-
lieh waren. Bei der Bestimmung des Leistungsniveaus ist zunachst eine star-
ke Nivellierung erkennbar. Schon früher erworbene Berechtigungen wur-
den gestrichen und mithin einzelne Gruppén diskriminiert, was als Eigenart 
des frühkommunistischen Wohlfahrtssystems ohne jegliche westeuropaische 
Parallele anzusehen ist. Das Leistungsniveau im Vergleich zu den Löhnen 
fiel gemessen an Westeuropa ebenfalls niedrig aus (Minkoff/Turgeon 1977, 
S. 178-180). Die gröbsten Formen der Diskriminierung verschwanden je-
doch ab der zweiten Halfte der 1950er Jahre. Die Vereinheitlichungstendenz 
bei der Regulierung der Zugangsbedingungen in den 1960er und 1970er 
Jahren und der sich schnell erhöhende Abdeckungsgrad der Programme kön-
nen als ein Schritt in Richtung Universalismus verstanden werden, der mit 
den westeuropaischen Entwicklungen übereinstimmte. In Ungam wurde 
sogar die Sozialversicherung früher auf die ganze Bevölkerung ausgedehnt 
als in den meisten westeuropaischen Landern, was von Anfang der 1960er 
bis Ende der 1970er Jahre vorübergehend ebenfalls zu Divergenz fuhrte, 
diesmal unter umgekehrten Vorzeichen. Das relatíve Leistungsniveau der 
Sozialversicherungsprogramme entwickelte sich verglichen mit Westeuro-
pa nicht mehr so günstig, obwohl das Verhaltnis der Renten zum Durch-
schnittsgehalt in den 1980er Jahren bereits dem westeuropaischen Durch-
schnitt entsprach. Inzwischen wurden in Ungam immer mehr Leistungen 
nach dem Prinzip der Staatsbürgerschaft gewahrt. Ab der Mitte der 1970er 
Jahre traf dies - dem britischen oder dem schwedischen System ahnlich -
auf alle Gesundheitsleistungen zu. Die Zugangsbedingungen zu anderen 
wichtigen Sozialversicherungsleístungen wie Rente oder Krankengeld und 
das Niveau der Leistungen hingen aber sehr stark von der Beitragszahlung 
ab, was gemeinhin eher fur das korporative oder konservative westeuropai-
sche Wohlfahrtsstaatsmodell typisch war (Sik/Svetlik 1990, S. 276). Diese 
Áhnlichkeiten zum westeuropaischen System bekunden, dass im ungarischen 
Sozialversicherungssystem bis Ende der 1980er Jahre bei der Regelung der 
Berechtigung meist eine Mischung der in Westeuropa gangigen Methoden 
angewendet wurde. Mit Blick auf die Zwischenkriegszeit stellte das zwar 
keine Ánderung dar, aber verglichen mit den 1950er Jahren war diese Aus-
richtung als Annaherung an Westeuropa zu interpretieren. 

Im organisatorischen Bereich der Sozialversicherung bildete sich nach 
dem Zweiten Weltkrieg eine starke Divergenz zwischen Ungam und West-
europa heraus, und die Unterschiede blieben im Wesentlichen über die ge-
samte Zeit der kommunistischen Herrschaft hinweg erhalten. In den meis-
ten westeuropaischen Landern spielte der Staat in der Nachkriegszeit eine 
zunehmend wichtige Rolle bei der Aufrechterhaltung und dem Ausbau der 
Sozialversichemng. Die völlige Verstaatlichung der Sozialversicherung er-
öffnete dem Staat in Ungam aber einen wesentlich gröBeren Einfluss in die-
sem Bereich, als er in Westeuropa je bestand, und fuhrte zu einer dort unbe-
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kannten Konstruktion: Die Organisation der Sozialversicherung gehörte bis 
in die 1980er Jahre zu den Aufgaben der Gewerkschaften, die als Teile des 
parteistaatlichen Machtapparats funktionierten (Laczkó 1968, S. 156-176). 
Zudem konnte sich keine Form der demokratischen Kontrolié der Sozial-
versicherung etablieren (Ferge 1986, S. 162-167; Deacon 1983, S. 155). Es 
existierte keine durch Wahlen zusammengesetzte Selbstverwaltung, und die 
fehlende demokratische Kontrolié des Staatsapparats verhinderte selbst eine 
indirekte Einflussnahme der Versicherten. Die Durchsetzung entsprechen-
der Kontrollrechte zahlte zu den Punkten, in denen das ungarische und die 
westeuropaischen Wohlfahrtssysteme am starksten divergierten. 

Richtet man den Blick auf Polen und die Tschechoslowakei, die nün als 
weitere ostmitteleuropaische Lander in die Analyse einbezogen werden, zei-
gen sich in der Vorkriegszeit und vor allém danach viele Áhnlichkeiten mit 
der Wohlfahrtsentwicklung in Ungarn. Die Gemeinsamkeiten lassen sich 
überwiegend darauf zurückfuhren, dass in allén drei Staaten ahnliche trans-
nationale Diffusionen wirkten, sowohl zur Zeit der Einfíihrung der ersten 
Sozialversicherungsgesetze als auch in der spateren Entwicklungsphase der 
Wohlfahrtssysteme nach dem Zweiten Weltkrieg (Zimmermann 2001, S. 
212f.). Anfangs forderten wohl die besonderen territorialen Verflechtungen 
Diffusionsprozesse. Die westlichen Régiónén Polens standén bis zum Ende 
des Ersten Weltkriegs unter deutscher Obrigkeit, wahrend Galizien Teil von 
Österreich war. Áhnlich gehörten die nördlichen Gebiete der Tschechoslowa-
kei zu Österreich, die südlichen zu Ungarn. Auch die Sozialgesetze Ungams 
wurden von der österreichischen Gesetzgebung gepragt, ging es doch um 
zwei Halflen der Habsburgmonarchie. Die einmal geschaffenen Sozialversi-
cherungssysteme wurden von den spateren Nachfolgestaaten übernommen 
und nach Möglichkeit harmonisiert. So konnten Deutschland und Österreich 
- zwei Lander, die schon früh eine entwickelte Sozialversicherung besaBen 
- einen unmittelbaren Einfluss ausüben. Nachfolgend waren es das sowjeti-
sche System und die kommunistische Ideologie, die zur Vereinheitlichung 
der Region beitrugen. 

Insofem ist es wenig überraschend, dass in der Tschechoslowakei und in 
Polen (bzw. in den Territorien, die spater zu diesen Landern gehörten) - áhn-
lich wie in Ungarn - relatív früh eine Sozialversicherung eingefuhrt wurde. 
Es galten die Bismarck'schen Versicherungsprinzipien, d.h. fiir die einzelnen 
Gesellschaftsschichten existierten unterschiedliche Programme, wobei der 
Versicherung der Industriearbeiter und der Staatsangestellten ein hoher Stel-
lenwert zukam. In der Struktur der Programme zeigten sich zwischen den 
drei Landern ebenfalls Gemeinsamkeiten. Manche Áhnlichkeiten schlossen 
nur die Tschechoslowakei und Polen (aber nicht Ungarn) ein. In der Tsche-
choslowakei bestand ab 1921, in Polen ab 1924 eine Arbeitslosenversiche-
rung, und die Sozialversicherungssysteme beider Lander waren dezentrali-
sierter als das ungarische System. Die Dezentralisierung drückte sich auch 
geografisch aus: In der Slowakei herrschte lange Zeit eine andere Sozial-
versicherungsregelung als in Böhmen und Mahren, und in Polen erfuhren die 
verschiedenen Traditionen ebenfalls erst nach einiger Zeit eine wechselseiti-
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ge Anpassung (ILO 1933a, S. 117-153, 511-545). In beiden Landern war. 
jedoch schon in der Zwischenkriegszeit eine Bewegung hin zu einem zentra-
lisierten System mit bedeutendem staatlichen Einfluss zu beobachten. Inner-
halb der Region legten aber besonders Polen und Ungarn eine ahnliche Ent-
wicklung zurück, abzulesen daran, dass die einzelnen Programme in enger 
zeitlicher Folge in Kraft traten. In Polen wurde die einheitliche Rentenversi-
cherung fur Angestellte - zeitgleich mit Ungarn - 1927, fiir Arbeiter mit an-
deren Zugangsbedingungen 1933 eingefuhrt (Zukowski 1994, S. 155f.). 

Dennoch bilden sich die sozialen und wirtschaftlichen Unterschiede zwi-
schen den ostmitteleuropaischen Landern auch auf dem Gebiet der Wohl-
fahrt ab. Trotz vieler Gemeinsamkeiten verfiigte die Tschechoslowakei in 
der Zwischenkriegszeit über ein wesentlich besser entwickeltes Wohlfahrts-
system als die beiden anderen Lander. Einer der wichtigsten Unterschiede 
ist, dass in der Tschechoslowakei die Rentenversicherung fiir Arbeiter be-
reits 1924 eingefuhrt wurde und insbesondere, dass sie nicht nur die Indus-
triearbeiter, sondern auch die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer einschloss. 
Die staatliche Altersrente aus dem Jahre 1929 eilte den Beveridge-Prinzi-
pien quasi voraus, da sie mit keiner Beitragszahlung verbunden war. Über-
dies bewegte sich die Sozialversicherung in der Tschechoslowakei nicht nur 
auf einem wesentlich höheren Niveau als in Polen oder Ungarn, sondern 
auch ihr Abdeckungsgrad war gröBer und die Zugangsbedingungen günsti-
ger. Die sonstige soziale Gesetzgebung (Arbeitsvermittlung, Schiedsgericht 
usw.) zeichnete sich gleichermaBen durch einen hohen Standard aus (Kovrig 
1944, S. 1-32). 

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es deutliche wohlfahrtsstaatliche Kon-
vergenzen in der Region. Die Dynamik der Vereinheitlichung variierte je-
doch in der untersuchten Periode. In den ersten Jahren der Nachkriegszeit 
verliefen die Konvergenzprozesse in Ostmitteleuropa schneller, wahrend sie 
in den 1950er und 1960er Jahren stagnierten, um dann in den beiden letzten 
Jahrzehnten des kommunistischen Regimes wieder an Fahrt zu gewinnen. 
Die in Ungarn beobachteten Entwicklungsphasen lassen sich alsó auch hier 
erkennen — abgesehen von dem mittleren Abschnitt des betrachteten Zeit-
raums. 

An dieser Stelle ist es nicht möglich, die Divergenzen und Konvergenzen 
der Tschechoslowakei und Polens gegenüber Westeuropa so detailliert zu 
behandeln, wie es fiir Ungarn geschehen ist. Doch wird zumindest die inne-
re Vereinheitlichung der Region an der Höhe der Ausgaben für soziale Si-
cherheit deutlich. Wahrend im ersten Zeitabschnitt auBerordentlich hohe 
Ausgaben fur die Tschechoslowakei kennzeichnend waren - 1965 wurde 
relatív zum Nationaleinkommen zweimal so viel fur soziale Sicherheit aus-
gegeben wie in Ungarn oder Polen - , schwand dieser Vorsprung bis 1980 
gröBtenteils (Castles 1986, S. 217). Dies bedeutete aber zugleich, dass die 
Tschechoslowakei zwar in der ersten Halfte der kommunistischen Ára mit 
den Ausgaben der westeuropaischen Staaten fur soziale Sicherheit Schritt 
haltén konnte, in den 1970er und 1980er Jahren - ahnlich wie Polen und 
Ungarn - jedoch wesentlich hinter diese zurückfiel. 
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Die strukturelle Entwicklung der Sozialversicherung und der anderen 
Wohlfahrtsinstitutionen bestatigt die wachsende Differenz zu Westeuropa. 
Infolge der kommunistischen Machtübernahme wurde nicht nur in Ungarn, 
sondern auch in den anderen zwei Landern ein in den wirtschaftlichen 
Produktionsprozess integriertes Wohlfahrtssystem aufgebaut, in dem gröB-
ter Wert auf Vollbeschaftigung und Sicherheit der Arbeitsplatze gelegt wur-
de. Hinzu kamen noch weitere spezifísche Merkmale wie betriebliche Sozial-
politik und ausgedehnte Preissubventionen. Die Sozialversicherung wurde 
ebenfalls in dieses System eingegliedert und büBte generell an Bedeutung 
ein. Diese Struktur wich grundlegend von den Wohlfahrtsmodellen ab, die 
sich damals in Westeuropa herausbildeten. Im Laufe der Zeit unterlag das 
System zwar einigen Veranderungen, aber seine fundamentalen Eigenschaf-
ten hielten sich in allén drei Landern bis zur Wirtschaftkrise der 1980er Jah-
re, obwohl es im ausklingenden Kommunismus in Polen und in Ungarn ohne 
Zweifel schneller seine innere Koharenz verlor als in der Tschechoslowakei. 

Die soziale Gesetzgebung in Ostmitteleuropa zielte in den ersten Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg - zum Teil noch nicht von den Kommunisten 
initiiert - auf die Erweiterung der sozialen Rechte ab. Sie musste jedoch 
bald einer Politik Platz machen, die statt Universalismus eher Partikularis-
mus sowie die Sicherung bestimmter Privilegien anstrebte und auf „Ver-
diensten" basierte. In den 1950er Jahren differenzierten sich die Zugangs-
bedingungen zur Sozialversicherung in allén ostmitteleuropaischen Landern, 
wobei die Industriearbeiter, die Streitkrafte und die Partei- und Staats-
bürokratieprivilegiertwurden(deDeken 1994, S. 137). Die materiellen Leis-
tungen (Rente, Krankengeld) hingen dabei nicht alléin von der Erwerbstatig-
keit, sondern auch von den Gehaltern ab. Nach der Nivellierung in der An-
fangsperiode der kommunistischen Regime kam dieser Zug im Verlauf der 
Jahre starker zur Geltung. Neben den übergreifenden Gemeinsamkeiten be-
standen allerdings wesentliche Differenzen im Abdeckungsgrad: Besonders 
Polen hob sich von den anderen Landern wegen der betrachtlichen Zahl 
selbststandiger Landwirte ab, denen die Sozialversicherung lange Zeit ver-
schlossen blieb. Bis zu den 1980er Jahren setzte sich in allén drei Landern 
das Prinzip des Universalismus durch, wodurch sich die Unterschiede in-
nerhalb der Region ebenfalls reduzierten. Bezüglich der sozialen Rechte 
markierten ín der Tschechoslowakei - ahnlich wie in Ungarn - die 1970er 
Jahre einen Wendepunkt, als auch in der Rentenversicherung dem Prinzip 
des Universalismus zum Durchbruch verholfen wurde (1975). In Polen voll-
zog sich dieser Übergang etwas spater, namlich erst Ende der 1970er Jahre 
(Okrasa 1987, S. 14). 

Im organisatorischen Bereich herrschten ebenfalls Unterschiede, diese 
berührten jedoch die Funktionsweise der Sozialversicherungssysteme kaum. 
Die organisatorische und finanzielle Vereinheitlichung der Sozialversiche-
rung erfolgte in Ungam bereits 1951, wahrend in Polen die ffüheren organi-
satorischen Formen in höherem Mal3e beibehalten wurden. In der Tschecho-
slowakei und in Polen geriet die Sozialversicherung nicht unter die Kontrol-
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le der Gewerkschaften, sondern unterstand unmittelbar der Staatsverwaltung. 
Die demokratische Kontrolié fehlte hingegen in allén diesen Landern. 

An dieser Entwicklung erkennt man die gleichzeitige Einwirkung der 
kommunistischen, sozialdemokratischen und Bismarck'schen Traditionen 
auf die Sozialversicherung in den drei Staaten. Mit Blick auf das Renten-
system, das den gröBten Kostenfaktor darstellt, kann man es in den 1980er 
Jahren als ein Merkmal der kommunistischen Wohlfahrt ansehen, dass die 
Sozialversicherungsrenten eine relatív untergeordnete Rolle im Versorgungs-
system spielten, da die erwahnten Preissubventionen auch die Rentner be-
trafen. Áhnlich wie in den sozialdemokratischen Wohlfahrtsregimen war der 
Abdeckungsgrad der Rentenversicherung hoch und die Administration zen-
tralisiert, wobei dem Staat die wichtigste Rolle zukam. Dass bei den Renten-
rechten zwischen den verschiedenen Gesellschaftsgruppen differenziert 
wurde und die Rentenleistungen stark einkommensabhangig waren, muss 
schon als Merkmal der konservativen Wohlfahrtssysteme gelten. Es besteht 
aber auch kein Zweifel, dass sich in den 1970er und 1980er Jahren im Ge-
sundheitswesen Prinzipien durchsetzten, die sonst fiir sozialdemokratische 
Systeme charakteristisch waren, z.B. kostenlose medizinische Versorgung 
für alle Staatsbürger. Die Gemeinsamkeiten zwischen den drei ostmittel-
europaischen Landern verweisen darauf, dass sie in der kommunistischen 
Periode in einer ahnlichen Beziehung zum europaischen Sozialmodell stan-
dén. 

Wenn wir nicht nur die Sozialversicherungssysteme, sondern die Wohl-
fahrtssysteme der kommunistischen Lander als Ganzé im Kontext der west-
europaischen Wohlfahrtsstaaten untersuchen, sind die Ergebnisse ambiva-
lenter. Die strukturellen Merkmale der kommunistischen Wohlfahrtssysteme 
lassen einerseits die Unterschiede gegenüber Westeuropa gröBer erschei-
nen. Es wurde bereits hervorgehoben, dass die Sozialversicherung in West-
europa von grundlegender Bedeutung war, wohingegen sie in den kommu-
nistischen Wohlfahrtssystemen einen anderen - und in mehrerlei Hinsicht 
untergeordneten — Stellenwert besaB. Unter Berücksichtigung der Preis-
subventionen und anderer Sozialleistungen stellen sich die Unterschiede 
bezüglich der „welfare efforts" — d.h. der sozialen Ausgaben - zwischen 
Westeuropa und dem kommunistischen Ostmitteleuropa andererseits als 
geringer dar. 

Es ist eine Frage von groBer Relevanz, welche Möglichkeiten sich für 
Ostmitteleuropa aus dieser Wohlfahrtsentwicklung ergaben, im Zugé der 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Transformation in den 1990er Jah-
ren eine Annaherung an das europaische Sozialmodell zu erzielen. Unter 
diesem Gesichtspunkt kann es als ein Vorteil des „Erbes" angesehen wer-
den, dass die „welfare efforts" einschliefllich der Preissubventionen und an-
derer Ausgaben ein áhnliches AusmaB erreicht hatten wie in Westeuropa. 
Darüber hinaus lassen sich im Osteuropa der 1980er Jahre - wie bereits 
gezeigt - auch andere Übereinstimmungen mit den westeuropaischen sozial-
demokratischen und konservativen Wohlfahrtssystemen feststellen. Die 
Mehrzahl der Differenzen erwuchs aus dem politischen System, d.h. nach 
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einer Demokratisierung konnte diese Art von Unterschieden potenziell ab-
gebaut werden. Bezüglich der Chancen fiir die zukünftige Adaptation des 
europaischen Modells erwies es sich aber als nachteilig, dass die Wohlfahrts-
ausgaben (Subventionen, betriebliche Sozialleistungen, Kosten der Vollbe-
schaftigung) mit dem kommunistischen Wirtschaftssystem verflochten wa-
ren. Infolgedessen gefahrdete die Transformation auch den Fortbestand die-
ser Leistungen. Es war daher Anfang der 1990er Jahre eine wichtige Frage, 
ob die früher fur Wohlfahrtszwecke verausgabten Mittel in ein Wohlfahrtssys-
tem auf marktwirtschaftlicher Basis hinüberzuretten sein würden. 

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass zwar die Wohlfahrtssysteme -
Ungarns und Polens im Zeitraum zwischen den beiden Weltkriegen weniger 
entwickelt waren als die Systeme der meisten westeuropaischen Gesellschaf-
ten, die Tschechoslowakei aber relatív gesehen ein sehr leistungsfahiges 
Wohlfahrtssystem besaB. Auch sind hinsichtlich der Dynamik der Wohlfahrts-
entwicklung und der Entwicklungstrends der Programme deutliche Über-
einstimmungen mit Westeuropa zu konstatieren. Nach dem Zweiten Welt-
krieg wuchsen die Unterschiede zwischen den westeuropaischen und ost-
mitteleuropaischen Wohlfahrtssystemen allmahlich, anfangs in allén unter-
suchten Bereichen. Spater verfügten die Wohlfahrtssysteme - oder eher 
Sozialversicherungssysteme - in den Landern der Region neben den erör-
terten spezifischen Charakteristika (z.B. Höhe der Sozialausgaben, Struktur 
der Ausgaben, Zugangsbedingungen, Mangel an demokratischer Kontrolié) 
über Merkmale sowohl der skandinavischen sozialdemokratischen Wohl-
fahrtssysteme als auch der westeuropaischen konservativen Systeme. 

4. Epilog: Entwicklungen in Ostmitteleuropa seit 1990 

Zu Beginn des ostmitteleuropaischen Transformationsprozesses formulier-
ten die Beobachter unterschiedliche Erwartungen im Hinblick auf die Zu-
kunft der Wohlfahrtssysteme der Region. Bob Deacon, einer der besten Ken-
ner der dortigen Sozialpolitik, rechnete beispielsweise mit je divergierenden 
Wohlfahrtsentwicklungen in Polen, Ungam und der Tschechoslowakei. Er 
prognostizierte darüber. hinaus, dass sich die neuen Wohlfahrtssysteme mehr 
oder weniger in die Regime-Typologie von Esping-Andersen einordnen las-
sen würden: lm Falle Ungams ging er von einem liberal-kapitalistischen 
Weg aus, in Polen von der Etablierung eines „postkommunistischen konser-
vativ-korporatistischen" Wohlfahrtssystems und in der Tschechoslowakei von 
einem sozialdemokratischen Modell (Deacon 1993, S. 196). Die meisten 
Experten - einschliefilich Esping-Andersen - glaubten aber, dass in Ostmit-
teleuropa das liberale Regime dominieren würde (Esping-Andersen 1996; 
Ferge 1992, S. 220). Diese Annahmen basierten auf zweierlei Überlegun-
gen: zum einen darauf, dass die intemationalen Finanzorganisationen (In-
temationaler Wahrungsfonds, Weltbank) eine liberale Politik bevorzugen, 
was ja in Landern mit hoher Verschuldungsrate einen groBen Einfluss auf 
den Transformationsprozess ausüben kann. Zum anderen wurde auch argu-
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mentiert, dass „die lautesten (most articulate) und politisch am besten orga-
nisierten gesellschaftlichen Gruppén" das liberale Modell favorisierten (vgl. 
Ferge 1992, S. 219). Diejenigen internationalen Organisationen - vor allém 
die ILO und die EU - , von denen man Initiativen zur Entwicklung oder 
Bewahrung von Wohlfahrtsleistungen hátte erwarten können, verhielten sich 
in dieser Hinsicht ziemlich passiv. Das gilt besonders fur die EU, obwohl sie 
- im Unterschied zur ILO - über die nötigen politischen Mittel zur Einfluss-
nahme auf die Regierungen in der Region verfügte (Deacon/Hulse 1997, S. 
60). Im Folgenden soll kurz dargestellt werden, wie und ob sich die geauBerten 
Erwartungen in den 1990er Jahren erfiillten. Dies erfolgt wiederum haupt-
sachlich am Beispiel Ungarns. 

Die Transformation der Wirtschaft hatte Anfang der 1990er Jahre weit-
reichende Konsequenzen für das ungarische Wohlfahrtssystem. Insbeson-
dere ging der Anteil der Beitragszahlenden aufgrund der Massenarbeitslo-
sigkeit, der zunehmenden Schwarzarbeit und der stark genutzten Möglich-
keiten zur Früh- und Invalidenpensionierung erheblich zurück. Trotz der 
Rezession - und des oben angesprochenen liberalen Szenarios - reduzierten 
sich die Ausgaben - vor allém fiir die Sozialversicherung - in den ersten 
Jahren nach der Wende nicht wesentlich. In Relation zum BIP erhöhte sich 
der Anteil der Ausgaben sogar, da die Regierungen als Reaktion auf die 
Massenarbeitslosigkeit und wachsende Armut kostspielige wichtige Sozial-
programme einführten. An den bereits existierenden Berechtigungen wurde 
nichts geandert, doch der Realwert der Leistungen sank (Ferge/Tausz 2002, 
S. 178-195). 

1995 stellte einen Wendepunkt in der Geschichte des ungarischen Wohl-
fahrtssystems dar. In diesem Jahr wurden die sozialen Rechte und Leistun-
gen stark zurückgeschnitten, gefolgt noch von einer Reihe weiterer Kürzungs-
mafinahmen in den darauf folgenden Jahren. In den ersten zwei Jahren der 
neuen Politik (1995 und 1996) belief sich der Rückgang der sozialen Ausga-
ben auf fünf Prozent des BIP (von 29,5 Prozent auf 24,3 Prozent). Eine 
verbreitete Methode zur Einschránkung der sozialen Ausgaben bestand da-
rin, die Leistungen bei einer wieder zunehmenden Inflation (jahrlich mehr 
als 20 Prozent) nicht mehr zu indexieren; auBerdem wurden wichtige sozia-
le Leistungen kurzerhand gestrichen (Lelkes 2000, S. 94). 

Auch an den zwei aufwandigsten finanziellen Leistungen, der Rente und 
dem Kindergeld, gingen die Reformen nicht spurlos vorüber. Die Leistun-
gen des Rentensystems wurden 1995 von der neuen exkommunistischen 
(sozialistisch-fteidemokratischen) Regierung zurückgeschraubt, indem z.B. 
die Altersgrenze für Frauen und Mánner - von 55 bzw. 60 Jahren - einheit-
lich auf 62 Jahre heraufgesetzt wurde, was schrittweise bis 2009 verwirk-
licht werden soll. Die Prinzipien des „pay-as-you-go"-Rentensystems blie-
ben allerdings bis 1997 unangetastet. In diesem Jahr wurden weitere umfas-
sende Reformen initiiert und 1998 auch eingefuhrt. Das neue System orien-
tiert sich an lateinamerikanischen Vorbildern (Chile, Argentinien) und ent-
spricht damit den Praferenzen der internationalen Finanzorganisationen 
(Internationaler Wahrungsfonds, Weltbank) (vgl. Bizberg in diesem Band). 
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Das Modell stützt sich auf drei Pfeiler: die staatliche Rentenversicherung, 
die verbindliche priváté Rentenvorsorge und Leistungen aus der Renten-
kasse auf freiwilliger Basis. Die Teilnahme an dem neuen System ist fíir 
Berufsanfánger obligatorisch, fíir Arbeitnehmer unter 47 Jahren optional. 
Ein Viertel der Beitrage von den Arbeitnehmern und -gebern ist fíir den zwei-
ten Pfeiler, die Privatrente, vorgesehen (Janky 2000). Zwischen 1995 und 
1997 wurde ferner der - erst 1990 geschaffene - universale Rechtsanspruch 
auf Kindergeld aufgehoben. Zuerst wurde nur fíir Familien mit einem Kind, 
dann auch fíir Familien mit zwei Kindern und bald fíir alle Familien eine 
Bedarfsprüfung eingefiihrt (Förster/Tóth 1999, S. 26; Gábos 2000, S. 107-
112). 

Zwischen den politischen Kraften herrschte allerdings kein Konsens über 
die Richtung der Reformen. Die 1998 gewahlte, oft als konservativ bezeichne-
te Regierang hob die Mehrzahl der liberalen Reformen wieder auf und ver-
ankerte die Solidaritatsprinzipien und die universalen Berechtigungen emeut. 
Sie reformierte das Rentengesetz und senkte die Beitrage zur privátén Renten-
vorsorge, um die Einnahmen des staatlichen Rentenfonds zu erhöhen. Dieser 
Schritt konnte die Einfuhrung der privátén Rentenversicherung nur zum Teil 
aufwiegen. Wenn die privátén Renten „reif' werden, spielt dieser Pfeiler in 
der Zukunft voraussichtlich eine wichtige Rolle im ungarischen Rentensystem. 
Alles in allém veranderte sich jedoch der überwiegend öffentliche Charakter 
der Rentenversicherung mit einem beinahe universalen Abdeckungsgrad nicht. 
Die Renten basieren auf den Beitragen, sind alsó arbeits- bzw. leistungsbe-
zogen. Das Solidaritatsprinzip kommt durch eine leichte vertikale Redistri-
bution zwischen den Beitragszahlenden zum Tragen. Dieses Merkmal der 
öffentlichen Renten wurde in den Jahren des Transformationsprozesses so-
gar noch verstarkt, da die Renten zur positiven Diskriminierung der Klein-
rentner oft nicht-linear indexiert wurden. Der Anteil der Privatrente an der 
Gesamtrente war in Ungam in den 1990er Jahren unerheblich. Die konser-
vative Regierang führte die universale Berechtigung, die jeden Staatsbürger 
einschlieBt, auch beim Kindergeld wieder ein. Das Prinzip der Staatsbürger-
schaft als Grandlage fur die Zugangsberechtigung zu sozialen Leistungen 
wurde rehabilitiert, und das Prinzip der Bedürftigkeit rückte - wenigstens 
fíir einige Jahre - in denHintergrand (Gábos 2000, S. 112f.). 

In anderen zentralen Wohlfahrtsbereichen ist in Ungam ebenfalls keine 
eindeutige liberale Transformation zu erkennen. Weitere Formen von 
Wohlfahrtsleistungen, daranter als eine der wichtigsten die Versorgung im 
Krankheitsfall, behielten ihren universalen Charakter. Die Sozialhilfe nach 
dem Prinzip der Bedürftigkeit („social assistance"), die oft als Indikátor des 
liberalen Wohlfahrtssystems angesehen wird, blieb in Ungam zweitrangig. 
Der Anteil solcher Leistungszahlungen an den gesamten sozialen Ausgaben 
verharrte weit unter dem Wert, der nach Esping-Andersen für liberale 
Wohlfahrtssysteme kennzeichnend ist. Er lag 1996 bei 3,3 Prozent, wahrend 
z.B. die US A 1980 Anteile von 18 Prozent, Kanada von 16 Prozent aufwie-
sen (Lelkes 2000, S. 101f.). Das ungarische Wohlfahrtssystem ist alsó auch 
in dieser Hinsicht nicht als liberal anzusehen. 
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Zusammenfassend kann man sagen, dass sich im Falle Ungarns nicht 
einmal nach den Reformen eines Jahrzehntes das liberale Szenario bestatig-
te, dessen Verwirklichung Anfang der 1990er Jahre mehrere Experten voraus-
gesagt hatten, und dass das ungarische Wohlfahrtssystem auch keinem der 
anderen Regime-Typen Esping-Andersens entspricht. 

Die Wohlfahrtssektoren in den anderen zwei - bzw. nach der Teilung der 
Tschechoslowakei im Jahre 1992: drei - ostmitteleuropaischen Landern waren 
in den 1990er Jahren mit ahnlichen Problemen konfrontiert: der wirtschaft-
lichen Transformationskrise mit tief greifenden sozialen und wirtschaftli-
chen Kosten und Folgen, der grófién Kluft zwischen Realitat und wachsen-
den Erwartungen der Bevölkerung usw. Die neuen demokratischen Regie-
rungen reagierten mit der Einfíihrung neuer Wohlfahrtsprogramme und 
Institutionen, die den neuen marktwirtschaftlichen Bedingungen besser ge-
nügten, aber die Reformen waren vorsichtig. Das soll allerdings nicht hei-
fien, dass die wohlfahrtsstaatliche Transformation in den ostmitteleuro-
paischen Landern keine nationalen Eigenheiten aufwies. In Polen wurde die 
wirtschaftliche Schocktherapie mit einer langsameren Transformation des 
Wohlfahrtssystems verbunden, wobei die weitgehende Rentenreform - im 
Unterschied zu Ungarn - sich einer relatív breiten Unterstützung seitens der 
politischen Elité erfreute (Inglot 2003, S. 243). In Tschechien wurde die 
Sozialversicherung in der ersten Halfte der 1990er Jahre trotz der dominie-
renden liberalen Wirtschaftsrhetorik überraschend solide dotiert. Hier wirk-
ten sich die Reformen im Gesundheitswesen am einschneidensten aus, die 
die radikalsten in diesem Sektor in der ganzen Region waren. Das System 
der miteinander konkurrierenden Krankenkassen („public health funds") 
wurde eingefuhrt - doch unter Beibehaltung der Leistungen nach dem Prin-
zip der universellen Staatsbürgerrechte (Deacon 2000, S. 151). Am lang-
samsten setzten sich Veranderungen in den 1990er Jahren in der Slowakei 
durch. Es gab nicht nur zwischen den einzelnen Landern Unterschiede, son-
dern auch zwischen den verschiedenen Wohlfahrtsbereichen, wo die Ánde-
rungen nicht auf dieselbe Weise abliefen: Am wenigsten wurde alles in al-
lém die Krankenversicherung modifiziert, den gröfiten Veranderungen unter-
lagen die Arbeitslosenhilfe und andere finanzielle Unterstützungen. Bei der 
Rente und den Sozialleistungen fur Familien bewegten sich die Veranderun-
gen zwischen diesen zwei Extrémén. 

Infolgedessen wuchsen die Unterschiede zwischen den Wohlfahrtsregimen 
der ostmitteleuropaischen Lander im Vergleich mit den 1980er Jahren leicht 
an (Müller 2002, S. 159). Trotz aller Ánderungen und Differenzen nahmen 
aber die externen politischen Krafte und Beobachter - je nach Standpunkt -
enttauscht (Internationaler Wahrungsfonds, Weltbank) oder befriedigt (EU) 
zur Kenntnis, dass in keinem der Land der Region eine schnelle liberale 
Transformation in Richtung eines Wohlfahrtssystems US-amerikanischer 
Pragung stattgefunden hatte. Die Bewertung eines EU-Programms mündete 
beispielsweise bezüglich der Transformation der ostmitteleuropaischen 
Gesundheitssysteme in den Befund, dass „all health care financing reforms 
are in the mainstream of Western European tradition" (Consensus Program-
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me 1998). Diese Tatsaehe überrascht umso mehr, als die EU im Unterschied 
zur Weltbank und zum Internationalen Wahrungsfonds keinen wesentlichen 
Einfluss auf die Wohlfahrtssysteme der Region ausübte und solches nicht 
einmal anstrebte. In der Forschung wird oft ebenfalls das Ausbleiben der 
liberalen Transformation beanstandet - nicht nur fíir die frühe Periode 
(Götting 1998, S. 261-284), sondem auch fíir die spaten 1990er Jahre (Deacon 
2000, S. 151). Was die Beziehung zum europaischen Sozialmodell angeht, 
verlief die Wohlfahrtsentwicklung der anderen ostmitteleuropaischen Lan-
der demnach in vieler Hinsicht ahnlich wie in Ungam. 

Zu den weiteren Perspektiven der ostmitteleuropaischen Wohlfahrts- -
systeme findet man in der Forschungsliteratur eine groBe Bandbreite an Ein-
schatzungen, angefangen bei jenen, die eine liberale Transformation pro-
phezeien (Ferge 2001, S. 151), über solche, die eine abwartende Haltung 
einnehmen (Deacon 2000, S. 152), bis zu Ansichten, welche die Langsam-
keit der Ánderungen betonen (Consensus Programme 1998). Aufjeden Fali 
habén die Lander der Region die Phase hinter sich, in der die schnelle 
Residualisierung der Wohlfahrtssysteme von groBen Haushaltskrisen erzwun-
gen, von den internationalen Finanzorganisationen gefordert und durch die 
hohe Inflationsrate und die wenig transparenten politischen Verhaltnisse 
möglich wurde. Da eine Reihe von Umffagen zeigt, dass „the majority of 
Central and Eastem European citizens are indeed very much in favour of the 
fully-fledged 'European Model'" (Ferge 2001, S. 151), dürfte eine liberale 
Umgestaltung der Wohlfahrtssysteme gegen den Wahlerwillen verstoBen. 
Dies ist umso mehr zu erwarten, als das demokratische Institutionensystem 
in seiner Funktionsweise berechenbarer ist als am Anfang der Transformati-
on, den Wahlerwillen deutlicher widerspiegelt und sich in den betrachteten 
ostmitteleuropaischen Landern ein recht kompetitives politisches Milieu 
entwickelt hat. 

5. Zusammenfassung 

In diesem Beitrag wurde die Entwicklung der Wohlfahrtssysteme nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Ostmittel- und Westeuropa im Kontext der Entstehung 
und Entwicklung des europaischen Sozialmodells untersucht. Ziel war es, 
neben den in der Fachliteratur am haufigsten analysierten sozialen Ausga-
ben auch andere wichtige Merkmale vorzustellen sowie auf Aspekte einzu-
gehen, die die langfristige Untersuchung der eingetretenen Veranderungen 
und ihrer Dynamik ermöglichen. Dementsprechend schliefien die wichtig-
sten betrachteten Variablen die relatíve Höhe der Sozialausgaben, die wich-
tigsten strukturellen Dimensionen des Sozialversicherungssysems, die Cha-
rakteristika der sozialen Rechte, die Kontrollrechte der Wohlfahrtsklienten 
über das System und die organisatorischen Formen der Sozialversicherungs-
systeme ein. 

Das Konzept des europaischen Sozialmodells wird oft kritisiert. Die 
Begriffsverwendung birgt in der Tat oífensichtliche Gefahren in sich, so z.B. 
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die Unterschatzung der innereuropüischen Vielfalt oder eine statische Sicht-
weise der gesellschaftlichen oder wohlfahrtsstaatlichen Entwicklungen. Wird 
der Begriff jedoch mit der gebotenen Umsicht verwendet, kann er seine Vor-
teile als heuristisches Analyseinstrument entfalten. Der Begriff betont die 
strukturellen Áhnlichkeiten ín der Entwicklung der westeuropaischen Ge-
sellschaften in der Nachkriegszeit. Diese Áhnlichkeiten bilden zugleich die 
Voraussetzungen fur die Vertiefung der europaischen Integration. Es gibt 
wichtige Belege für die Existenz gemeinsamer Merkmale in der sozialen 
Entwicklung Westeuropas nach dem Zweiten Weltkrieg - nicht zuletzt im 
Bereich des hier untersuchten Wohlfahrtsstaats - , die die Benutzung des 
Begriffs legitimieren. 

Nach unserer Analyse bestanden in der ersten Halfte des 20. Jahrhun-
derts erhebliche Unterschiede zwischen den westeuropaischen Wohlfahrts-
systemen, aber die Differenzen wurden bis zur Mitte des Jahrhunderts we-
sentlich kleiner, und die Konvergenz vertiefte sich auch in den zwei darauf 
folgenden Jahrzehnten. Ab den 1970er Jahren war die Richtung der Ánde-
rungen weniger eindeutig, doch die Annaherung setzte sich in mehreren 
Wohlfahrtsbereichen fort. Infolgedessen verminderten sich die Unterschie-
de zwischen den westeuropaischen Gesellschaften bis zum Jahr 1990 im 
Vergleich zur Mitte und vor allém zum Anfang des 20. Jahrhunderts. 

Die starkste „neue" Konvergenz ab den 1980er Jahren lasst sich zwi-
schen den skandinavischen und mehreren kontinentaleuropaischen Landern 
beobachten, die laut der oft zitierten Typologie Esping-Andersens zu den 
sozialdemokratischen bzw. zu den konservativen Wohlfahrtsmodellen rech-
nen. In der Terminologie der Konvergenztheorie ausgedrückt, habén diese 
Lander einen „Konvergenz-Klub" gebildet. Die Konvergenz zwischen die-
sen Landern erklart sich wesentlich daraus, dass ihre sich entwickelnden 
Systeme Elemente sowohl des sozialdemokratischen als auch des konserva-
tiven Modells miteinander verbinden, wie den Universalismus und die auf 
Erwerbstatigkeit und Beitragszahlung basierenden Sozialleistungen. Doch 
die Konvergenz innerhalb Westeuropas alléin genügt nicht, um die Existenz 
des europaischen Sozialmodells nachzuweisen, zusatzlich muss das Verhaltnis 
zu anderen auBereuropaischen Industriegesellschaften betrachtet werden. Ein 
solcher Vergleich bestatigt aber die Plausibilitat des Konzepts, und es bildet 
mithin einen guten Ausgangspunkt zur Untersuchung des Verhaltnisses zwi-
schen der ostmitteleuropaischen Wohlfahrtsentwicklung und dem europai-
schen Sozialmodell. 

Die Wohlfahrtssysteme der Lander Ostmitteleuropas waren in der Zeit 
zwischen den beiden Weltkriegen teilweise (Ungarn, Polen) weniger entwi-
ckelt als die Systeme der meisten westeuropaischen Gesellschaften, teilwei-
se (die Tschechoslowakei) konnten sie sich durchaus mit ihnen messen. Die 
Dynamik der Wohlfahrtsentwicklung war aber in allén diesen Landern be-
trachtlich, und auch hinsichtlich der Entwicklungstrends sind wichtige Über-
einstimmungen mit Westeuropa festzustellen. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurden die Unterschiede zwischen den westeuropaischen und ostmittel-
europaischen Wohlfahrtssystemen allmahlich gröBer, anfangs in allén unter-
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suchten Bereichen. Spater verfügten die Wohlfahrtssysteme in den Landern 
der Region neben speziellen Charakteristika (z.B. Höhe und Struktur der 
Sozialausgaben, Zugangsbedingungen, Mangel an demokratischen Kontroll-
rechten) über Merkmale sowohl der skandinavischen sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsregime als auch der kontinentaleuropaischen konservativen Sys-
teme. 

Anfang der 1990er Jahre sagten mehrere Experten ein liberales Szenario 
für das ungarische Wohlfahrtssystem voraus. Zweifelsohne gab es liberale 
Tendenzen in diesem Zeitraum, besonders zwischen 1995 und 1998 unter 
der exkommunistischen sozialistisch-freidemokratischen Regierang: Die 
sozialen Ausgaben gingen erheblich zurück, die universale Berechtigüng zu 
Leistungen wurde in diversen Bereichen vom Prinzip der Bedürftigkeit ab-
gelöst, einige öffentliche Programme wurden damals zum Teil privatisiert. 
Dennoch blieben in den 1990er Jahren die meisten Berechtigungen erhal-
ten, und es wurden sogar neue eingeführt (Arbeitslosen- und Sozialhilfe). 
Der Universalismus ist nach wie vor das dominierende Prinzip im ungari-
schen Wohlfahrtssystem. Zudem erwiesen sich nicht alle liberalen Refor-
men als unumkehrbar. Ab 1998 stellte die neue konservative Regierang das 
Solidaritats- und das Universalitatsprinzip in mehreren Bereichen wieder 
her. Folglich bestatigten die ungarischen Wohlfahrtsreformen das liberale 
Szenario nicht. 

Die anderen ostmitteleuropaischen Staaten habén einen ahnlichen Weg 
beschritten. Die verschiedenen Wohlfahrtsprogramme zeichneten sich in den 
ersten Jahrzehnten der postkommunistischen Transformation nicht nur in 
Ungarn, sondern auch in anderen ostmitteleuropaischen Staaten durch eine 
eigenartige und oft voneinander abweichende Dynamik aus. Einige wurden 
reformiert, andere blieben nahezu intakt oder wurden sogar neu geschaffen. 
Die Wohlfahrtsregime, die sich in den 1990er Jahren in Ungarn und anderen 
ostmitteleuropaischen Landern entwickelten, entsprechen keinem der Ty-
pen des Esping-Andersen-Schemas. In ihnen mischen sich eher verschiede-
ne Regime, man kann sie daher - wie das ungarische System von einer Ex-
pertin genannt wurde - als „gesichtslos" bezeichnen (Lelkes 2000, S. 102). 
Dementsprechend sind keine eindeutigen und markanten Annaherungen an 
das residuale US-amerikanische Wohlfahrtsmodell nachzuweisen, aber man 
kann die ostmitteleuropaischen Wohlfahrtssysteme der 1990er Jahre auch 
nicht als enge Verwandte der westeuropaischen Wohlfahrtssysteme bezeich-
nen. Da jedoch die Aussicht besteht, dass ein zukünftiges europaisches Sozial-
modell auf der Konvergenz der sozialdemokratischen und der konservati-
ven Wohlfahrtssysteme beraht, ist es durchaus möglich, dass die ostmittel-
europaischen Wohlfahrtsstaaten sich in der Zukunft diesem Modell anna-
hern werden. 
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Anhangtabelle 
Indikátorén der Wohlfahrtsentwicklung in Ungarn und Westeuropa, 
1900-1990 

Ungarn Westeurop. Westeurop. Westeurop. Standardi-
Durch- Standard- Variations- sierte un-
schnitt abweichung koeffizient garische 

Daten 
(1) (2) (3) = (l-2)/3 

Ausgaben fiir Sozialversicherung (als Prozent des BIP) 

1930 (1.60) 2.53 1.67 .66 (-.56) 
1940 (2.70) 4.30 
1950 3.20 4.99 1.62 .32 -1.11 
1960 5.00 7.23 1.47 .20 -1.51 
1970 7.50 11.12 1.86 .17 -1.94 
1980 11.50 15.45 3.59 .23 -1.10 
1990 14.50 16.86 5.10 .30 -.46 

Ausgaben fiir soziale Sicherheit („social security", ILO) (als Prozent des BIP) 

1950 3.80 9.38 2.88 .31 -1.94 
1960 5.80 11.43 2.38 .21 -2.36 
1970 8.90 15.77 2.96 .19 -2.32 
1980 14.20 22.82 5.12 .22 -1.68 
1990 18.40 24.03 5.77 .24 -.98 

Soziale Ausgaben (OECD) (als Prozent des BIP) 

1950 12.31 3.57 .29 
1960 11.30 15.62 3.50 .22 -1.24 
1970 13.90 21.44 4.33 .20 -1.74 
1980 19.60 29.99 5.84 .19 -1.78 
1990 27.80 30.23 5.19 .15 -1.32 

Ausgaben fiir soziale Sicherheit in 1960 (Prozent) 

Gesundheitswesen 33.1 15.39 9.61 .62 1.84 
Renten 38.7 49.98 11.31 .23 -1.00 
Arbeitslosenhilfe - 4.32 4.09 .95 -

Familienunterst. 12.20 17.28 10.66 .62 -.48 
Sonstiges 16.00 13.02 5.31 .41 .56 

Ausgaben fiir soziale Sicherheit in 1980 (Prozent) 

Gesundheitswesen 17.50 30.32 7.52 .25 -1.70 
Renten 55.10 45.99 9.94 .22 .92 
Arbeitslosenhilfe - 6.45 5.56 .86 -

Familienunterst. 13.30 8.04 4.47 .56 1.18 
Sonstiges 14.10 9.19 3.61 .39 1.36 
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Ungarn Westeurop. Westeurop. Westeurop. Standardi-
Durch- Standard- Variations- sierte un-
schnitt abweichung koeffizient garische 

Daten 
(1) (2) (3) = (l-2)/3 

Einnahmen der Programme jur soziale Sicherheit in 1960 (Prozent) 

Arbeitnehmer 13.10 20.78 10.12 .49 -.76 
Arbeitgeber 49.20 34.73 17.80 .51 .81 
Spez. Steuern - .36 .86 2.37 -

Regierung 37.10 39.71 21.97 .55 -.12 
Kapitaleinn. .10 2.95 3.00 1.01 -.95 
Sonstiges .40 1.46 2.11 1.45 -.50 

Einnahmen der Programme jur soziale Sicherheit in 1980 (Prozent) 

Arbeitnehmer 14.60 19.15 12.76 .67 -.36 
Arbeitgeber 41.10 36.69 13.69 .37 .32 
Spez. Steuern - .22 .54 2.52 -

Regierung 43.60 40.0 19.87 .50 .18 
Kapitaleinn. - 3.15 2.94 .94 -

Sonstiges .60 .78 .93 1.18 -.20 

Abdeckungsgrad der Unfallversicherung (als Prozent der Erwerbspersonen) 

1900 16.17 20.39 1.26 
1910 30.67 22.72 .74 
1920 39.85 22.77 .57 
1930 39.00 50.46 14.45 .29 -.79 
1940 35.00 52.92 17.18 ' .32 -1.04 
1950 47.00 60.77 16.33 .27 -.84 
1960 85.00 71.54 14.79 .21 .91 
1970 97.00 78.15 12.52 .16 1.51 
1980 100.00 85.13 13.24 .16 1.12 
1990 100.00 88.88 17.85 .20 .62 

Abdeckungsgrad der Krankenversicherung (als Prozent der Arbeitskraft) 

1900 9.83 12.56 1.28 
1910 15.42 18.61 1.21 
1920 (25.00) 33.23 30.46 .92 (-.27) 
1930 (27.00) 46.62 28.00 .60 (-.70) 
1940 (27.00) 56.58 28.89 .51 (-1.02) 
1950 47.00 66.69 29.44 .44 -.67 
1960 85.00 73.69 28.41 .39 .40 
1970 97.00 90.23 12.85 .14 .53 
1980 100.00 93.40 8.81 .09 •75 
1990 100.00 97.40 5.27 .05 .49 
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Ungam Westeurop. Westeurop. Westeurop. Standardi-
Durch- Standard- Variations- sierte un-
schnitt abweichung koeffizient garische 

Daten 
(1) (2) (3) = (l-2)/3 

Abdeckungsgrad der Krankengeldversicherung (als Prozent der Arbeitskraft) 

1900 9.83 12.56 1.28 
1910 15.42 18.61 1.21 
1920 25.00 33.23 30.46 .92 -.27 
1930 27.00 46.62 28.00 .60 -.70 
1940 27.00 56.58 28.89 .51 -1.02 
1950 46.00 66.69 29.44 .44 -.70 
1960 63.00 73.69 28.41 .39 -.38 
1970 79.00 90.23 12.85 .14 -.87 
1980 83.00 93.40 8.81 .09 -1.18 
1990 (100.00) 97.40 5.27 .05 (.49) 

Abdeckungsgrad der Rentenversicherung (als Prozent der Arbeitskraft) 

1900 5.83 15.21 2.61 
1910 8.25 16.54 2.01 
1920 22.69 31.31 1.38 
1930 16.00 44.00 36.40 .83 -.77 
1940 30.00 66.83 32.48 .49 -1.13 
1950 47.00 76.85 22.77 .30 -1.31 
1960 85.00 90.54 11.49 .13 -.48 
1970 97.00 92.69 10.53 .11 .41 
1980 100.00 95.90 6.94 .07 .59 
1990 100.00 98.50 4.74 .05 .32 

Anmerkung: Klammern bezeichnen Beschránkungen in der Vergleichbarkeit der 
Daten. Westeuropa: Österreich, Belgien, die Niederlande, Frankreich, Deutschland 
(BRD), Vereinigtes Königreich, Irland, Schweden, Norwegen, Danemark, Finnland, 
Italien, die Schweiz. 
Quellen: Für die ungarischen Daten siehe Tabellen 1 -18 in Tomka (2004); die ande-

ren Daten sind eigene Berechnungen auf Grundlage der Tabellen 1-18 in 
Tomka (2004). 
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